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Zusammenfassung

Geflüchtete Kinder und Jugendliche sind an den EU-
Außengrenzen in Ungarn, Griechenland, Bulgarien und 
Polen schwerwiegenden Kinderrechtsverletzungen 
ausgesetzt. Wie der vorliegende, von terre des hommes 
Deutschland in Kooperation mit fünf Partnerorganisatio-

nen der europäischen Zivilgesellschaft verfasste Bericht 
dokumentiert, sind sowohl rechtswidrige Zurückschie-
bung als auch Migrationshaft bei Kindern und Jugend-
lichen in den untersuchten Mitgliedstaaten der EU weit 
verbreitete und systematisch angewandte Praxis.

Pushbacks und Migrationshaft Realität an allen untersuchten Außengrenzen Pushbacks und Migrationshaft Realität an allen untersuchten Außengrenzen 

Durch Zurückschiebungen, sogenannte Pushbacks,  
wird Kindern und Jugendlichen der Zugang zum Asylver-
fahren verweigert. Diese menschen- und im Spezifischen 
auch kinderrechtswidrige Praxis, die insbesondere das  
Refoulement-Verbot und das Recht, Asyl zu suchen, 
verletzt, erstreckt sich nicht nur auf die See- und Land-
grenzen der Europäischen Union, sondern findet mittler-
weile auch im Landesinneren der Mitgliedstaaten statt. 
Bei Pushbacks erleben Kinder und Jugendliche zudem 
meist exzessive Gewalt, Misshandlung und Erniedrigung.

Wenn Kinder und Jugendliche doch Zugang zum Asyl-
system erhalten, sehen sie sich sogleich mit der nächsten 
Verletzung ihrer Rechte konfrontiert. Denn alle unter-
suchten Außengrenzstaaten inhaftierten oder inhaftieren 
Kinder und Jugendliche auf der Flucht. Die Inhaftierung 

von Kindern und Jugendlichen aufgrund ihres Aufent-
haltsstatus ist gemäß der UN-Kinderrechtskonvention 
ohne Ausnahme verboten. Kinder und Jugendliche im 
Familienverbund werden in Bezug auf Migrationshaft 
in den untersuchten Außengrenzländern dennoch nur 
 wenig anders behandelt als Erwachsene. Auch unbeglei-
tete Kinder und Jugendliche werden inhaftiert, selbst 
wenn sie laut nationaler Rechtsgrundlage von Migra-
tionshaft ausgenommen werden sollen. Der Grund dafür 
sind vor allem gravierende Mängel bei der Altersfest-
legung und -einschätzung und die willkürliche Zuordnung 
zu erwachsenen Begleitpersonen. Unabhängig von der 
Rechtswidrigkeit der Haft selbst verstoßen auch die 
Unterbringungsbedingungen in den Einrichtungen gegen 
Kinderrechte.

Europäische Union wird ihrer Verantwortung nicht gerechtEuropäische Union wird ihrer Verantwortung nicht gerecht

Die systematische Missachtung von Menschenrechten 
sowie der relevanten Rechtsprechung zum Schutz von 
Geflüchteten und insbesondere von Kindern und Jugend-
lichen in der EU durch die Mitgliedstaaten ist in den 
letzten Jahren eklatant ausgeufert. Auch die Rolle der 
Europäischen Union darin gibt Anlass zu großer Sorge. 
Die Europäische Kommission beispielsweise gibt in den 
unterschiedlichen Kontexten rhetorisch Rückendeckung 
für menschenrechtsverletzende Praktiken, nutzt beste-
hende politische Einflussmöglichkeiten zur Stärkung der 
Kinderrechte nicht und sanktioniert Mitgliedstaaten in 
unzureichendem Maß für Vertragsverletzungen. Durch 
die Finanzierung von Einrichtungen, in denen Kinder und 
Jugendliche inhaftiert werden, sowie durch die Beteili-
gung der EU-Agentur Frontex an Pushbacks trägt die EU 
teils sogar aktiv zu Kinderrechtsverletzungen bei.

Vor dem Hintergrund des Agierens der europäischen 
Institutionen und der Situation in den beschriebenen 
Außengrenzstaaten verheißen die Reformvorschläge 
zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem (GEAS), 
die aktuell in Brüssel verhandelt werden, nichts Gutes: 
Sie werden die Rechtsverletzungen an den europäischen 
Außengrenzen nicht eindämmen können, sondern haben 
vielmehr das Potential, sie noch zusätzlich zu verschär-
fen. Viele der Missstände, die die Partner von terre des 
hommes aktuell bereits an den Außengrenzen doku-
mentieren, könnten auch im Rahmen der Neuregelung 
in ähnlicher Form weiterlaufen, dann mit der Rücken-
deckung eines europarechtlichen Rahmens.
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Reformen müssen Kinderrechte wahrenReformen müssen Kinderrechte wahren

Es ist gemeinsame europäische Verantwortung, dass Kinder 
und Jugendliche auf der Flucht und im Asylverfahren in der 
EU angemessen geschützt und ihre Rechte gewahrt werden –  
gerade dann, wenn der rechtliche Rahmen zukünftig Rechts-
verletzungen stärker denn je begünstigen könnte. Im Kontext 
der Reformen des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
setzt sich terre des hommes daher unter anderem für folgen-
de Punkte ein:

ZUGANG ZU ASYL  
 STATT RECHTSWIDRIGER ZURÜCKSCHIEBUNG

Kinder und Jugendliche haben das Recht, in der EU Schutz  
zu suchen. Davon dürfen sie niemals abgehalten werden.  
terre des hommes fordert ein umfassendes und unabhängi-
ges Menschenrechts-Monitoring an den EU-Außengrenzen. 

KINDESWOHL  
 STATT LAGERHAFT 

Migrationshaft bei Kindern und Jugendlichen verstößt immer 
gegen die Kinderrechtskonvention. Sie müssen kindgerecht 
untergebracht werden – das kann niemals hinter Stachel-
draht geschehen, auch nicht in Grenzverfahren.

FAIRE ASYLVERFAHREN  
 STATT BESCHLEUNIGTER GRENZ VERFAHREN

Unzureichende Verfahren führen zu Kinderrechtsverletzun-
gen. Es braucht daher die sorgfältige und umfangreiche 
inhaltliche Prüfung jedes einzelnen Schutzgesuches in der EU 
unter Hinzuziehung von Kindesschutzfachkräften.

ANGEMESSENE VERFAHRENSGARANTIEN  
 STATT VERFAHRENSSTANDARDS »LIGHT«

terre des hommes setzt sich für angemessenen Rechtsschutz 
für Minderjährige und andere kinderrechtliche Verfahrens-
garantien in Registrierungs-, Asyl- und Rückkehrverfahren ein. 

KINDERRECHTE  
 STATT INSTRUMENTALISIERUNGS-LOGIK

Die temporäre Aussetzung von Garantien im Rahmen von 
Notständen ebnet den Weg zu anhaltenden Rechtsverlet-
zungen. Kinderrechtliche Garantien müssen unabhängig von 
geopolitischen Strategien bleiben.
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1. Einleitung 

Wenn Kinder und Jugendliche in der EU Schutz suchen, 
gilt auch für sie wie für alle Minderjährigen die UN-
Kinderrechtskonvention (UN-KRK). Sie erkennt Kinder 
und Jugendliche als Träger*innen vollumfänglicher und 
eigenständiger Rechte an. Alle enthaltenen Rechte zum 
Schutz, zur Förderung und Beteiligung gelten für Per-
sonen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres – unab-
hängig von ihrer Nationalität, Ethnie, sozialen Herkunft 
und ihrem Aufenthaltsstatus.1 Teile der UN-KRK, wie das 
Prinzip der vorrangigen Berücksichtigung des Kindes-
wohls oder die Beachtung des Kindeswillens, finden sich 
zudem in der europäischen Grundrechtecharta wieder.2 

Wie der vorliegende Bericht dokumentiert, erleben 
Kinder und Jugendliche trotz eindeutiger kinderrecht-
licher Vorgaben bei ihrer Ankunft an den Grenzen 
der Europäischen Union massive Verstöße gegen ihre 
Rechte:3 Sie werden an den Außengrenzen der EU 
durch Grenzbeamt*innen und Polizei ohne Prüfung 
ihres  Einreisegrundes oder Asylantrags in das Land, 
über das sie eingereist sind, bei sogenannten Pushbacks 
zurückgeschoben. Dabei werden sie häufig erniedrigt, 
geschlagen oder kommen sogar zu Tode. Nach Einreise, 
während des Asylverfahrens oder zur Durchsetzung 
der Abschiebung werden sie zudem trotz eindeutigem 
kinderrechtlichem Inhaftierungsverbot häufig in Migra-
tionshaft genommen unter Aufnahmebedingungen, die 
in sich selbst Kinderrechtsverletzungen darstellen. Diese 
und weitere Rechtsverletzungen können gravierende 
Folgen für ihre mentale Gesundheit und psychosoziale 
Entwicklung haben.4

Am Beispiel von vier EU-Staaten – Polen, Ungarn, Bulga-
rien und Griechenland – beleuchtet terre des hommes, 
wie sich die aktuelle Praxis in diesen Mitgliedstaaten 
darstellt und welche Muster sich im Vergleich erkennen 
lassen. Anspruch ist keinesfalls eine vollumfängliche 
EU-weite Erhebung, sondern vielmehr das Aufzeigen 
erkennbarer Tendenzen anhand der Beispiele. Dabei 
wird deutlich, dass nicht nur den einzelnen Staaten, 
sondern auch der europäischen Gemeinschaft eine 
Verantwortung für die beschriebenen systematischen 
Kinderrechtsverletzungen zukommt.

Für einen möglichst detaillierten Einblick in die Prakti-
ken und Strategien der Mitgliedstaaten, aber vor allem 
auch die Realitäten von Kindern und Jugendlichen bei 
ihrer Ankunft in der EU, greift der Bericht auf unter-
schiedliche Quellen zurück. Er bezieht sich auf Berichte 
diverser Menschenrechtsorganisationen und Investi-
gativrecherchen von Journalist*innen. Im Zentrum 
stehen jedoch die Erfahrungen von terre des hommes-
Partnerorganisationen in allen vier EU-Mitgliedstaaten. 
In Polen sind dies Stowarzyszenie Interwencji Prawnej 
(Association for Legal Intervention) und Stowarzyszenie 
Egala (Egala Association), in Griechenland Equal Rights 
Beyond Borders, in Bulgarien das Center for Legal Aid 
– Voice Bulgaria und in Ungarn das Hungarian Helsinki 
Committee. Sofern im Folgenden nicht anders gekenn-
zeichnet, sind alle Daten und Informationen in den Län-
derkapiteln von den Partnerorganisationen im jeweiligen 
Mitgliedstaat auf Basis ihrer jeweiligen Praxiserfahrung 
bereitgestellt worden.

DARSTELLUNG DER UNGARISCH-SERBISCHEN GRENZE EINER AFGHANISCHEN GEFLÜCHTETEN
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2. Hintergrund: Kinder und Jugendliche 
auf der Flucht nach Europa

Kinder und Jugendliche sind von der Asylpolitik und 
Aufnahmepraxis in der Europäischen Union und in ihren 
Mitgliedstaaten elementar betroffen: Jede vierte Per-
son, die in der EU einen Asylerstantrag stellte, war im 
Jahr 2022 minderjährig. In den Jahren zuvor belief sich 
der Anteil Minderjähriger sogar auf knapp ein Drittel.5

WARUM FLIEHEN KINDER UND JUGENDLICHE?

Ob allein oder im Familienverbund: Kinder und Jugend-
liche fliehen aus ernstzunehmenden Gründen. In ihren 
Heimatländern sind ihre Familien von Verfolgung, Folter 
oder unmenschlicher Behandlung bedroht. Oder aber 
sie selbst sind kindspezifischer Verfolgung ausgesetzt, 
also Formen der Gewalt, die sich nur gegen Kinder und 

Jugendliche richtet: Sie müssen Zwangsverheiratung, 
Genitalverstümmelung oder andere Formen von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt erleben oder werden als 
Kindersoldat*innen zwangsrekrutiert, etwa durch die 
Taliban in Afghanistan oder die Terrormiliz Al-Shabaab 
in Somalia6. Aber auch die mit Eintritt in die Volljährig-
keit drohende Rekrutierung in einem völkerrechtswid-
rigen Krieg wie in Syrien oder die willkürliche Gewalt 
infolge solcher Kriege zwingt viele Minderjährige, aus 
ihrem Heimatland zu fliehen. Die Perspektivlosigkeit, 
die für viele Familien ein Leben unter dem Existenz-
minimum bedeutet, ist ein weiterer Anlass, Zuflucht in 
anderen Regionen zu suchen. Dazu kommt, dass die 
Folgen der Klimakrise immer mehr Menschen zur Flucht 
zwingen, weil Dürre, Fluten und Unwetter ihre Heimat 
unbewohnbar machen.7 

HERKUNFTSLÄNDER 
DER MINDERJÄHRIGEN 
ASYLERSTANTRAGSTELLENDEN 
IN DER EU 2012 BIS 2022

Syrien

26 %

Andere

31,1 %

Afghanistan

16,1 %

Irak

8 %

Russland

3,8 %

Albanien

3,1 %

Eritrea

2,5 %

Somalia

2,5 %
Kosovo

2,5 %
Serbien

2,5 %

Nigeria

2,1 %
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Kinder unter  
14 Jahren

weiblichJugendliche zwischen 
14 und 17 Jahren

männlich

30 %

70 %

40 %

60 %

ALTER DER MINDERJÄHRIGEN  
ASYLERSTANTRAGSTELLENDEN | 2022

GESCHLECHT DER MINDERJÄHRIGEN 
ASYLERSTANTRAGSTELLENDEN | 2022

mit Familie unbegleitet

80 %

20 %

VIER VON FÜNF ERREICHTEN DIE 
EU MIT IHRER FAMILIE; JEDE*R 
FÜNFTE WAR UNBEGLEITET | 2022

WIE UND WOHIN FLIEHEN KINDER UND 
JUGENDLICHE?

Die meisten Kinder und Jugendliche fliehen gemeinsam 
mit ihren Familien. Rund jede*r fünfte Minderjährige 
muss das Heimatland allerdings ohne die eigene Familie 
verlassen,8 vor allem, wenn ihr oder ihm kindspezi-
fische Verfolgung droht. Dann nehmen Kinder und 
Jugendliche als unbegleitete Minderjährige die gefährli-
che Reise in die eigene Sicherheit auf sich. Teils werden 
Familien aber auch auf den Wirren der Flucht getrennt, 
etwa weil sie beim Überqueren von Grenzübergängen 
in verschiedene Fahrzeuge gezwungen werden. Sekun-
den entscheiden auf der Flucht manchmal über das 
Schicksal von Familien.

Der größte Anteil der 43,3 Millionen Kinder und Jugend-
lichen, die weltweit auf der Flucht sind, flieht inner-
halb der Herkunftsländer oder in Nachbarstaaten.9 Im 
Verhältnis zur eigenen Bevölkerung nehmen Staaten im 
Mittleren und Nahen Osten die meisten Geflüchteten 
auf: Im Libanon hat aktuell fast jede siebte Person eine 
Fluchtgeschichte.10 Im Vergleich dazu sind die Ankunfts-
zahlen in Europa verhältnismäßig gering: Geflüchtete 
machen nicht mehr als 1,5 % der Gesamtbevölkerung 
der EU aus.11 In den letzten zehn Jahren stellten nur 
knapp über zwei Millionen Kinder und Jugendliche einen 
Asylantrag in der Europäischen Union.12 
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LAGER AUF DER GRIECHISCHEN INSEL KOS

3. Rechtswidrige Zurückschiebungen 
von Kindern und Jugendlichen

Rechtswidrige Zurückschiebungen sind an den Außen- 
grenzen der Europäischen Union – sowohl an den 
See- als auch an den Landgrenzen – seit langem gän-
gige und vielfach dokumentierte Praxis. Diese sind 
gemeinhin unter dem Begriff »Pushback« bekannt, 
welcher rechtlich nicht eindeutig definiert ist. Darun-
ter versteht man 

staatliche Maßnahmen, bei denen flüchtende 
und migrierende Menschen – meist unmittelbar nach 
Grenzübertritt – zurückgeschoben werden, ohne die 
Möglichkeit einen Asylantrag zu stellen oder deren 
Rechtmäßigkeit gerichtlich überprüfen zu lassen.13 

Staaten, die Pushbacks durchführen, verstoßen regel-
mäßig gegen zahlreiche völkerrechtliche Vorgaben, 
allen voran gegen den Grundsatz der Nichtzurück-
weisung (das sogenannte Refoulement-Verbot) aus 
Artikel 33 der Genfer Flüchtlingskonvention.14 

Zurückschiebungen von Kindern und Jugendlichen 
verletzen zudem die Vorgaben der UN-Kinderrechts-
konvention. Auch die UN-Kinderrechtskonvention 
verbietet Refoulement, also die Zurückweisung in 
Staaten, in denen Kindern und Jugendlichen irrepara-
bler Schaden, vor allem im Zusammenhang mit ihrem 
Recht auf Leben und Entwicklung (Art. 6 UN-KRK) und 
auf Freiheit von Folter, und grausamer, unmensch licher 
oder erniedrigender Behandlung (Art. 37 UN-KRK), 
droht.15 Darüber hinaus verletzen Pushbacks das Prin-
zip der vorrangigen Berücksichtigung des Kindeswohls 
(Art. 3 UN-KRK).16 

Zu dem in der Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union verankerten Recht, Asyl zu suchen  
(Art. 18 GRCh), enthält die UN-Kinderrechtskonvention 

auch ein Äquivalent: Gemäß der UN-KRK müssen Kin-
der und Jugendliche auf das Territorium vorgelassen 
werden, egal ob und welche Dokumente sie besitzen, 
und ein Asyl- oder sonstiges aufenthaltsrechtliches 
Verfahren erhalten.17 Bei unbegleiteten Minderjähri-
gen ist zudem der besondere Schutz von Kindern und 
Jugendlichen außerhalb der Familie zu beachten, der 
staatlicherseits zwingend auch schon gegenüber asyl-
suchenden Kindern und Jugendlichen erbracht werden 
muss (Art. 20 UN-KRK).18

Aus all diesen völker- und europarechtlichen Garan-
tien folgt: Eine Zurückschiebung ohne individuelle 
Prüfung des Schutzgesuchs von Minderjährigen im 
Rahmen eines Asylverfahrens, wie sie bei Pushbacks 
erfolgt, ist ohne Ausnahme kinderrechtswidrig.

Zudem verstößt die mit Pushbacks vielfach einher-
gehende massive Gewaltanwendung durch staatliche 
Akteure gegen die in der UN-KRK festgeschriebenen 
völkerrechtlichen Verpflichtungen, Kinder und Jugend-
liche vor jedweder Form von Gewalt zu schützen  
(Art. 19 UN-KRK u. a.).

Abseits der rechtlichen Verpflichtungen, die es aus 
gutem Grund einzuhalten gilt, darf niemals verges-
sen werden, was Pushbacks für die Lebenswelt von 
Kindern und Jugendlichen bedeuten: Die Erfahrung von 
Gewalt und Erniedrigung gegen die eigene Person,  
das Miterleben von Tod und Gewalt gegenüber Dritten, 
die Angst und der Kontrollverlust der eigenen Eltern 
angesichts dieser menschenverachtenden Praxis, nicht 
zu schweigen von der Angst um das eigene Leben, 
sind für Kinder und Jugendliche traumatisierend und 
begleiten sie ein Leben lang. Entwicklungsstörungen 
und psychische Erkrankungen können die Folge sein.19
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LAGER AUF DER GRIECHISCHEN INSEL KOS

3.1   
… in Ungarn:  
Gesetzlich legitimierte Pushbacks ersetzen ein Asylsystem Gesetzlich legitimierte Pushbacks ersetzen ein Asylsystem 

2015 errichtete die ungarische Regierung entlang der 
gesamten Grenze zu Serbien und an Teilen der Grenze 
zu Kroatien einen Grenzzaun. Gleichzeitig wurde die 
Überwindung des Zauns zu einer Straftat erklärt, die 
mit bis zu zehn Jahren Haft und Ausweisung geahndet 
werden kann.20 In den folgenden Jahren wurden der 
Zaun und die dort installierte Überwachungstechnik 
sukzessive ausgebaut.21

Die strafrechtliche Sanktionierung der irregulären Ein-
reise verlor mit der Einführung der »8-Kilometer-Regel« 
im Juli 2016 schlagartig an Relevanz: Seitdem können 
ungarische Grenzschutzbeamt*innen sofort und ohne 
jegliche Prüfung etwaiger Schutzgesuche Geflüchtete 
auf die andere Seite des Grenzzauns zurückschieben, 
wenn sie innerhalb eines acht Kilometer breiten Strei-
fens hinter der Grenze aufgegriffen werden. Für Kinder 
und Jugendliche gibt es dabei keine Ausnahme oder 
Sonderregelung. Betroffene Kinder, Jugendliche und 
Familien werden so ihres Rechts beraubt, in Ungarn 
Asyl zu beantragen. Ihnen wird auch die Möglichkeit 
vorenthalten, Rechtsmittel gegen die Zurückschiebung 
einzulegen. Im März 2017 wurde das beschriebene 
Verfahren auf ganz Ungarn ausgeweitet, mit der Folge, 
dass sogar Schutzsuchende nach Serbien zurückge-
schoben wurden, die sich zuvor gar nicht in Serbien 
aufgehalten hatten.22

Begründet wurden die beschriebenen Maßnahmen mit 
einem »Krisenzustand aufgrund von Massenmigration«, 
der zunächst auf die Landkreise an den Grenzen zu   
Österreich, Slowenien, Kroatien und Serbien beschränkt 
war, später jedoch auf das ganze Land ausgeweitet 
wurde.23 

Als Reaktion leitete die Europäische Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Ungarn ein, in 
dessen Folge der Gerichtshof der Europäischen Union 

(EuGH) die entsprechende nationale Regelung in einem 
Urteil von Dezember 2020 für europarechtswidrig 
erklärte. Dem von der ungarischen Regierung vorge-
brachten Argument, dass es sich bei den Pushbacks 
nach Serbien gar nicht um Zurückschiebungen in ein 
anderes Land handele, weil ein schmaler Streifen 
jenseits des Zauns noch zum ungarischen Staatsgebiet 
gehöre, folgte der EuGH dabei nicht.24

OFFENE RECHTSVERLETZUNGEN ALS 
ANHALTENDE PRAXIS

Das EuGH-Urteil führte jedoch auf ungarischer Seite 
weder zu einer Gesetzesänderung noch zur Beendigung 
der Zurückschiebungspraxis. Vielmehr macht der unga-
rische Staat bis heute sogar detaillierte Angaben zu den 
anhaltenden Zurückschiebungen auf dieser national-
rechtlichen Grundlage: Im Jahr 2019 wurden laut offizi-
ellen Angaben insgesamt 11.101 Geflüchtete aus Ungarn 
zurückgeschoben. Die Zahl stieg in den folgenden 
Jahren beständig. Allein im Jahr 2022 wurden 158.565 
Pushbacks durchgeführt und offiziell registriert.25

Nur in wenigen Ausnahmefällen werden ankommende 
Kinder und Jugendliche nicht direkt nach Serbien zu-
rückgeschoben. Oft handelt es sich dabei um Fälle, bei  
denen die Überwindung des Zauns oder die Gewalt der 
ungarischen Polizei zu so schweren Verletzungen ge-
führt hat, dass ein Krankenhausaufenthalt nötig wurde. 
So wurde etwa ein Minderjähriger nach der Überwin-
dung des Zauns von einem ungarischen Polizisten mit 
einem Metallknüppel so schwer misshandelt, dass er 
in ein Krankenhaus eingeliefert werden musste. Sowohl 
die Einleitung eines Verfahrens gegen die beteiligten 
Polizist*innen als auch die Aufnahme seines Asylver-
fahrens scheiterten letztlich an für den Jungen kaum 
überwindbaren administrativen Hürden.26

GRENZBEFESTIGUNG UNGARN
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MASSIVE GEWALT ALS METHODE

Seit 2016 haben verschiedene Organisationen immer 
wieder massive körperliche Gewalt bei Pushbacks  
aus Ungarn dokumentiert. Dazu gehören Amnesty 
International27, Human Rights Watch28, Ärzte ohne 
Grenzen29 und das Antifolterkomitee des Europarates.30 
Die Menschenrechtskommissarin des Europarates, 
Dunja Mijatović, äußerte sich in einem Bericht besorgt 
über die 

exzessive Gewaltanwendung durch die unga-
rische  Polizei bei Rückführungen. Die mutmaßlichen 
Misshandlungen durch die Polizei umfassten Tritte, 
Schläge und Schläge mit Schlagstöcken auf verschie-
dene Körperteile, auch gegen Personen, die sich auf 
den Boden legen mussten, und das Sprühen von 
Pfefferspray direkt ins Gesicht. Darüber hinaus gibt es 
Vorwürfe, dass Polizeibeamte ihre Diensthunde ohne 
Maulkorb auf Menschen loslassen.31

Diese Gewalt betrifft auch Kinder und Jugendliche. Das 
Border Violence Network dokumentierte in den Jahren 
2017 bis 2020 insgesamt 68 Pushback-Fälle aus Ungarn, 
wobei sich in fast 70 Prozent der zurückgeschobenen 
Gruppen mindestens ein Minderjähriger befand.32 BOX

GERICHTSURTEILE BLEIBEN OHNE FOLGEN 

Auf Ebene der Europäischen Union zog das EuGH-
Urteil von 2020 durchaus Konsequenzen nach sich: 
Die europäische Grenzschutzagentur Frontex beendete 
im folgenden Jahr ihre Unterstützungsaktivitäten in 
Ungarn. Im November 2021 verklagte die Europäische 
Kommission Ungarn erneut vor dem EuGH wegen 
Nichtbefolgung des Urteils. Eine Entscheidung darüber 
steht zum Zeitpunkt der Veröffentlichung noch aus.33

Auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) hat in den Jahren 2021 und 2022 in mehreren 
Fällen geurteilt, dass die den Entscheidungen zugrunde 
liegenden Zurückschiebungen nach Serbien gegen die 
EMRK verstoßen haben.34 Dies stellte der EGMR im 
Oktober 2023 auch hinsichtlich einer Familie mit meh-
reren Kindern (zwei davon minderjährig) fest, die 2019 
aus dem Bürgerkriegsland Jemen kamen und über den 
Budapester Flughafen nach Ungarn eingereist waren. 
Ungeachtet ihrer Asylanträge wurden sie nach Serbien 
gebracht, obgleich sie nicht einmal von dort gekommen 
waren.35

Trotz dieser Urteile hält die Praxis der ungarischen 
Behörden an. Damit hat sich Ungarn gänzlich vom 
Flüchtlingsschutz in der EU abgewandt – mit dramati-
schen Folgen für geflüchtete Kinder und Jugendliche.

Budapest

RöszkeTompa

RUMÄNIENSLOWENIEN

KROATIEN

ÖSTERREICH
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Exemplarisch für die Pushback-Praxis in Ungarn steht folgender Fall, den das Border Violence Network im 
Sommer 2022 dokumentierte: Ein 16-jähriger Geflüchteter aus Afghanistan berichtete, dass er, nachdem er 
mit einer Gruppe anderer Geflüchteter den Zaun überwunden hatte, nach einem fünfstündigen Fußmarsch 
von der ungarischen Polizei aufgegriffen wurde. Die Polizei trat ihn und die anderen Geflüchteten, schlug 
mit den Fäusten und Schlagstöcken auf sie ein und zerstörte ihre Handys. Anschließend wurden sie zum 
 Grenzübergang Kelebia gebracht und nach Serbien zurückgeschoben. Der 16-jährige Jugendliche hatte einen 
stark geschwollenen Kiefer. Die Ärzte in Serbien diagnostizierten einen möglichen Kieferbruch.130
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3.2  
… in griechenland:  
Pushbacks auf dem Meer mit menschenverachtenden MethodenPushbacks auf dem Meer mit menschenverachtenden Methoden

Seit mehr als 20 Jahren werden Pushbacks aus griechi-
schem Staatsgebiet von verschiedenen Organisationen 
dokumentiert. Sowohl vor den Ägäischen Inseln als 
auch an der griechisch-türkischen Landgrenze am Fluss 
Evros sind Pushbacks gängige Praxis. In der Ägäis hat 
sich dabei über die Jahre folgendes Handlungsmuster 
etabliert: Nachdem sich das Boot der griechischen Küs-
tenwache einem Boot mit Geflüchteten nähert, werden 
zunächst bewusst Wellen erzeugt, welche das Boot 
zum Schwanken bringen und somit zum Halten  zwingen. 
Danach wird ein Seil befestigt und das Boot wird in 
Richtung der türkischen Hoheitsgewässer gezogen.36 

Allein im Jahr 2022 kam es laut der NGO Aegean Boat 
Report zu mindestens 988 Pushbacks in der Ägäis, von 
denen 26.133 Menschen, darunter zahlreiche Familien 
mit Kindern und unbegleitete Minderjährige, betroffen 
waren.37 

STRATEGISCHES ABSTREITEN JEGLICHEN 
FEHLVERHALTENS

Obwohl Pushbacks aus griechischen Hoheitsgewässern 
vielfach und bestens dokumentiert sind, wurde derarti-
ges Vorgehen von offizieller Seite in der Vergangenheit 
schlichtweg bestritten. Mittlerweile gibt die griechische  
Regierung die Zurückschiebungen gar offen zu, be-
streitet aber ihre Rechtswidrigkeit. Ministerpräsident 
Mitsotakis verkündete im April 2023:

Wir begehen keine Pushbacks. Aber wir  fangen 
Menschen auf See ab. Ich bin mir dessen völlig 
bewusst und bin überzeugt, dass dies mit dem Rechts-
rahmen der Europäischen Union vereinbar ist.38

Zu ernsthaften Ermittlungen oder Anklagen gegen 
 beteiligte Grenzschutzbeamt*innen kommt es in der 
Regel dementsprechend nicht.39

Anstatt Vorfälle gründlich zu untersuchen und Men-
schenrechtsverletzungen zu dokumentieren, streiten 
die griechischen Behörden vielmehr jedes Fehlverhal-
ten ab. Dies wird besonders deutlich in einem Fall,  
der sich bereits im Jahr 2014 ereignete und vor Kurzem 
erneut Aufsehen erregte, da er Gegenstand einer Ent-
scheidung des EGMR im Juli 2022 war: Die griechische 
Küstenwache hatte versucht, ein überfülltes Fischer-
boot mit 27 Menschen an Bord vor der Insel Farmako-
nisi in türkische Hoheitsgewässer zu schleppen. Dabei 
wurde das Boot so stark beschädigt, dass es zu sinken 
begann. Drei Frauen und acht Kinder ertranken. Die 
griechische Küstenwache behauptete später, es habe 
sich nicht um einen versuchten Pushback, sondern  
um eine missglückte Rettungsaktion gehandelt. Der 
EGMR verurteilte Griechenland dennoch zur Zahlung 
von 330.000 Euro an die Kläger*innen.40

Im Juni 2023 ereignete sich eine weitere Katastrophe 
besonderen Ausmaßes, die die Handschrift eben dieses 
Vorgehens der Küstenwache trägt: Ein Boot mit über 

LIEGENGEBLIEBENE RETTUNGSWESTE AUF DER INSEL SAMOS, GRIECHENLAND
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700 Geflüchteten an Bord, darunter auch viele Kinder,  
sank in griechischen Hoheitsgewässern vor der Hafen-
stadt Pylos. Nur wenige der über 700 Menschen über- 
lebten. Es gibt ernstzunehmende Hinweise darauf,  
dass die griechische Küstenwache, anstatt eine Rettung 
einzuleiten, versuchte, das in Seenot befindliche Boot 
in Richtung Italien zu eskortieren bzw. mittels eines 
Seils zu schleppen: Dies führte mutmaßlich zum Sinken 
des Bootes.41

MENSCHENVERACHTENDE METHODEN

In jüngster Zeit ist in der Ägäis überdies eine neue 
Form von Pushback zu beobachten, die als »Drift-Back« 
bezeichnet wird: Geflüchtete – auch Familien und unbe-
gleitete Minderjährige – werden dabei auf offener See 
von der griechischen Küstenwache gezwungen, sich 
in Rettungsinseln oder antriebslosen Booten zurück in 
türkische Gewässer treiben zu lassen. Selbst diejeni-
gen, die es bereits auf eine griechische Insel geschafft 
haben, müssen damit rechnen, nach einem Aufgriff 
an Land wieder aufs Meer zurückgebracht zu werden. 
Häufig kommt es bei den »Drift-Backs« auch zur An-
wendung von körperlicher Gewalt. Zudem werden den 
Geflüchteten ihre Mobiltelefone abgenommen. Für  
den Zeitraum von Februar 2020 bis Februar 2022 doku-
mentierte Forensic Architecture 1.018 »Drift-Backs«  
in der Ägäis, davon 120 vor der Insel Kos.42

Die New York Times konnte anhand von Videomaterial 
und Interviews einen »Drift-Back« rekonstruieren, der 
sich im April 2023 ereignet hatte: Kurz nachdem das 
Boot mit insgesamt zwölf Geflüchteten an Bord – dar-
unter mehrere Kinder und ein sechs Monate altes Baby 
– auf Lesbos angelandet war, wurden die ankommenden 
Schutzsuchenden von mehreren maskierten Männern 
aufgegriffen und in einem Lieferwagen zurück an die 
Küste gebracht. Dort mussten sie in ein anderes Boot 

steigen, diesmal eines der griechischen Küstenwache, 
und wurden anschließend gezwungen, auf offener See 
eine Rettungsinsel ohne Motor zu besteigen. Kurze Zeit 
später erschien die türkische Küstenwache und brachte 
die Geflüchteten zurück in die Türkei.43

Selbst vom Festland aus, sogar aus Thessaloniki oder 
Athen, werden mittlerweile Pushbacks durchgeführt. 
Ein Mandant von Equal Rights Beyond Borders wurde 
nach seiner Einreise zunächst auf der griechischen 
Insel  os inhaftiert, nach zahlreichen Verfahren jedoch  
als Flüchtling anerkannt und somit entlassen. Nun in 
die Obdachlosigkeit gezwungen, schlug er sich bis  
Thessaloniki durch. Während er auf die Aushändigung 
seiner Aufenthaltserlaubnis wartete, wurde er von  
den griechischen Behörden – trotz seines legalen Auf-
enthaltes – Ende 2022 in die Türkei zurückgeschoben.

NACHGEWIESENE BETEILIGUNG DER  
EU-AGENTUR FRONTEX

Doch nicht nur die griechischen Behörden, sondern 
auch die EU und ihre Institutionen sind aktiv in die 
Pushbacks in der Ägäis involviert. Ein Verbund von 
Journalist*innen von Lighthouse Reports und zahlrei-
cher renommierter europäischer Medienhäuser wertete 
in jahrelanger Recherche zahlreiche Quellen aus, 
darunter eine interne Datenbank von Frontex.44 Das 
Ergebnis: Frontex war 

bei illegalen Pushbacks von mindestens 
957 Menschen beteiligt, die zwischen März 2020 und 
September 2021 in Europa Schutz suchten. Überwa-
chungsflugzeuge und Schiffe von Frontex entdeckten 
die Flüchtenden in Schlauchbooten und informierten 
die griechische Küstenwache, welche sie auf aufblas-
bare Rettungsfloße ohne Motor setzte und auf offenem 
Meer in türkischen Gewässern zurückließ […]. In min-
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destens zwei Fällen waren die Asylsuchenden, darunter 
Frauen und Kinder, bereits auf einer griechischen Insel 
gelandet und wurden danach verbotenerweise in türki-
schen Gewässern ausgesetzt.45

Daran zeigt sich: Die Verantwortung für Pushbacks in 
der Ägäis und die Verweigerung von Seenotrettung 
liegt längst nicht nur bei der griechischen Regierung, 
sondern auch bei der EU, die durch den Einsatz von 
Frontex in Griechenland aktiv an Menschenrechtsver-
letzungen in der Ägäis beteiligt war. Ob die eingeleitete 
Reform und der Führungswechsel bei Frontex diesen 
Missstand auch nur ansatzweise beheben kann, bleibt 
abzuwarten.46

Auch an der griechisch-türkischen Grenze am Evros 
zeigt die EU trotz massiver und vielfach belegter Push-
backs47 immer wieder deutliche Unterstützung für das 
Vorgehen der griechischen Behörden: Die Präsidentin 
der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, 
lobte im März 2020 Griechenland als »Schutzschild« 
Europas.48 Angesichts dessen verwundert es nicht, 
dass sich der griechische Ministerpräsident Mitsotakis 
auf die Rückendeckung der EU beruft und den Rechts-
rahmen nach seinem Belieben dehnt. Solange die EU 
keinerlei Anstrengungen unternimmt, Griechenland für 
seine nachgewiesenen und systematischen Menschen-
rechtsverletzungen zu sanktionieren, werden Rechts-
verstöße immer offener begangen.

3.3   
… in BUlgarien:  
Pushbacks in Zeiten der Schengen-BeitrittskandidaturPushbacks in Zeiten der Schengen-Beitrittskandidatur

Systematische Pushbacks aus Bulgarien, die sich auch 
gegen Kinder und Jugendliche richten, werden seit 
vielen Jahren durch nationale und internationale Orga-
nisationen dokumentiert. Diese finden an der Grenze 
zu Griechenland und insbesondere an der Grenze zur 
Türkei statt, wo sich über weite Strecken ein Grenzzaun 
befindet, mit dessen Errichtung die bulgarischen Behör-
den bereits im Jahr 2013 begonnen haben.49 

Im Jahr 2022 kam es im türkisch-bulgarischen Grenzge-
biet zu einem drastischen Anstieg der rechtswidrigen 
Zurückschiebungen: Es wird davon ausgegangen, dass 
im Jahr 2022 mindestens 5.000 Pushbacks stattfanden, 
von denen fast 90.000 Menschen betroffen waren. Im 
Vergleich zum Vorjahr hatte sich damit sowohl die Zahl 
der erfassten Pushbacks als auch die Zahl der betroffe-
nen Personen in etwa verdoppelt. Es ist davon auszuge-
hen, dass die tatsächlichen Zahlen sogar noch deutlich 
höher liegen. Ursächlich für den Anstieg ist vor allem, 
dass es in letzter Zeit immer schwieriger geworden ist, 
aus der Türkei über Griechenland in die EU zu gelangen 
und Geflüchtete daher vermehrt auf die Route über Bul-
garien ausweichen.50 

Die bulgarischen Behörden reagieren auf die steigende 
Zahl Ankommender mit rechtswidrigen Zurückweisun-
gen – ungeachtet der Tatsache, dass Pushbacks in 
Bulgarien nicht nur gegen europäisches, sondern auch 
nationales Recht verstoßen. Dies liegt wohl auch darin 
begründet, dass die EU den effektiven Schutz der 
Außengrenzen zur Schlüsselpriorität erklärt51 und somit 
implizit zur Bedingung für den Schengen-Beitritt des 
Landes macht. Vor diesem Hintergrund überrascht es 
nicht, dass bulgarische Grenzschutzbeamt*innen kaum 

mit Sanktionen rechnen müssen, wenn sie Pushbacks 
durchführen.52

MASSIVE GEWALTANWENDUNG

Auf die weit verbreitete Anwendung massiver körper-
licher Gewalt in Zusammenhang mit bulgarischen 
Pushbacks, die sich auch gegen Kinder, Jugendliche  
und junge Erwachsene richtet, wurde wiederholt durch  
verschiedene Organisationen hingewiesen.53 Am 
3.  Ok tober 2022 schossen bulgarische Grenz schutz- 
beamt*innen sogar auf eine Gruppe von  Ge flüch teten, 
die sie zuvor zur Rückkehr in die Türkei gezwungen 
 hatten. Ein Video des Vorfalls zeigt, wie ein junger Syrer 
schwer verletzt zusammenbricht.54

Ein Bericht der Menschenrechtsorganisation Human 
Rights Watch dokumentierte im Jahr 2022 das Ausmaß  
der Gewaltanwendung: Von 15 interviewten afghani-
schen Geflüchteten berichteten 14 davon, im Zuge von  
Zurückschiebungen durch bulgarische Polizist*innen  
geschlagen worden zu sein. Zehn Interview partner *in-
nen gaben an, dass ihnen Gegen stände beziehungs-
weise ihre Kleidung entwendet wurden. Ein 14-jähriger 
Junge äußerte sich wie folgt:

Wir wurden von vier Polizisten mit einem 
Hund aufgegriffen. Ihre Uniformen waren blau mit der 
Aufschrift »Polizei«. Sie haben mich geschlagen, aber 
weil ich ein Kind bin, haben sie mich nur drei oder vier 
Mal mit der Faust und einem Stock geschlagen. Ich 
wurde nicht so schlimm geschlagen wie die Männer. 
Die Polizei ließ den Hund frei, damit er zubeißt. Der 
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Hund rannte auf mich zu, aber ich versteckte mich 
hinter den Polizisten. Ich habe gesehen, wie der Hund 
andere Menschen gebissen hat. Es schien schlimmer 
als der Tod, von so einem Hund gebissen zu werden. 
Die Schläge dauerten 20 bis 25 Minuten.55

Diese Schilderungen zeigen, dass Kinder und Jugend-
liche einerseits direkter Gewalt gegen ihre eigene 
Person ausgesetzt sind, andererseits aber auch Gewalt 
gegenüber Dritten miterleben müssen. Dies ist für 
Kinder und Jugendliche ebenfalls schwer traumatisie-
rend – besonders, aber nicht nur, wenn es sich um 
die eigenen Eltern oder Vertrauenspersonen handelt. 
Derartige Erlebnisse können sich langfristig negativ auf 
die Psyche und Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen auswirken.

PUSHBACKS WEIT IM LANDESINNEREN

Seit Beginn des Jahres 2022 beobachten bulgarische 
NGOs, dass Kinder und Jugendliche mit ihren Familien 
und unbegleitete Minderjährige selbst dann Gefahr 
laufen, Opfer eines Pushbacks zu werden, wenn es 
ihnen gelingt, eine Aufnahmeeinrichtung der Asyl-
behörde im Landesinneren zu erreichen. Im Mai 2022 
reisten Mitarbeitende der NGOs Center for legal aid – 

Voice in Bulgaria und Mission Wings in die Türkei, wo 
sie einige Betroffene treffen konnten, die Opfer dieser 
Praxis geworden sind. Die Videointerviews enthalten 
Geschichten mehrerer unbegleiteter Minderjähriger aus 
Syrien, die in einer offenen Unterkunft für Geflüchtete 
in Sofia um Asyl baten und ungeachtet ihrer Asylan-
träge zurück in die Türkei gebracht wurden. Einer von 
ihnen berichtete:

Wir sind nicht zur Polizei oder zur Armee gegan-
gen, sondern in das Lager, um Schutz zu suchen. Die 
Polizei wurde kontaktiert und überstellte uns […]. Das 
offizielle Auto kam an. Sie kontrollierten uns, unsere 
Telefone und unser Gepäck. Sie setzten uns in das 
Auto. Dann brachten sie uns ins Gefängnis [...]. [Von 
dort] brachten sie uns zur Grenze, zu einem militäri-
schen Kontrollpunkt [...]. Bevor sie uns alleinließen, 
verprügelten sie uns und warfen uns aus dem Land.56

Als Reaktion auf diese neue staatliche Praxis sind bul- 
garische NGOs mittlerweile dazu übergegangen, Asyl-
suchende zur Antragstellung zu begleiten. Allein in den 
ersten vier Monaten des Jahres 2023 kamen 222 Men-
schen – darunter 22 unbegleitete Minderjährige – in das 
Büro der NGO Center for legal aid – Voice in Bulgaria 
in Sofia, um derartige Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen. BOX
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Ein besonders drastischer Fall eines Pushbacks aus dem Landesinneren ereignete sich im April 2022,  
als ein afghanischer Geflüchteter, der über einen bulgarischen Aufenthaltstitel verfügt, versuchte, seinem 
minder jährigen Bruder – der es zuvor mit einem gebrochenen Bein über die Grenze geschafft hatte – dabei 
zu helfen, eine bulgarische Aufnahmeeinrichtung zu erreichen, um dort Asyl zu beantragen. Anstatt den 
 Asylantrag des Bruders anzunehmen, wurden beide, auch der Geflüchtete mit Aufenthaltsrecht in  Bulgarien, 
in die Türkei gebracht. Zuvor wurden sie geschlagen, ihre Telefone wurden entwendet und ihre Schuhe 
wurden ihnen abgenommen.131



terre des hommes – Wie Kinder und Jugendliche an den Außengrenzen der EU rechtswidrig zurückgeschoben und inhaftiert werden 15

EXPLIZITES LOB UND IMPLIZITES MITWISSEN

Trotz der eindeutigen Belege für das systematische und 
rechtswidrige Vorgehen der bulgarischen Behörden 
hält sich die Europäische Kommission mit Kritik an 
Bulgarien auffallend zurück. Obwohl es eine ihrer Kern-
aufgaben ist, die Einhaltung der europäischen Verträge 
zu überwachen und einzufordern, kündigte die Europä-
ische Kommission im März 2023 sogar den Start eines 
Pilotprojekts mit Bulgarien »zur Verhinderung irregu-
lärer Einreisen und damit zur Stärkung des Grenz- und 
Migrationsmanagements« an.57 In einer Rede erklärte 
Kommissionspräsidentin von der Leyen im September 
2023:

Ich möchte insbesondere Bulgarien und 
 Rumänien danken, dass sie mit gutem Beispiel voran-
gegangen sind, indem sie auf bewährte Verfahren im 
Bereich Asyl und Rückführung verwiesen.58

Die europäische Grenzschutzagentur Frontex ist bereits 
seit vielen Jahren mit Beamt*innen und entsprechender 

Grenzüberwachungstechnologie in Bulgarien präsent.59 
Im August 2023 waren 232 Frontex-Beamt*innen in 
Bulgarien im Einsatz.60 Wenn Frontex-Beamt*innen 
bisher auch keine direkte Beteiligung an Pushbacks und 
den damit verbundenen Misshandlungen nachgewie-
sen wurde, gibt es doch starke Hinweise darauf, dass 
Frontex wissentlich die Augen vor Menschenrechtsver-
letzungen der bulgarischen Behörden verschließt. Ende 
2022 gelang es einem Rechercheverbund verschiede-
ner europäischer Medien, mit heimlich aufgenomme-
nen Videoaufnahmen die Existenz eines inoffiziellen 
Gefängnisses in der bulgarischen Kleinstadt Sredez 
nachzuweisen: Dort wurden Geflüchtete im Hinterhof 
einer Polizeistation in einem vergitterten Schuppen, 
der einem Hundezwinger glich, ohne jegliche Versor-
gung bis zu ihrer Rückschiebung festgehalten. Nur 
wenige Meter entfernt parkten Autos mit der Aufschrift 
»Frontex«.61 Selbst wenn Frontex-Beamt*innen den Ort 
des Geschehens vor den eigentlichen Misshandlungen 
verlassen, ist davon auszugehen, dass sie wissen, was 
im Anschluss an einen durch sie unterstützten Aufgriff 
zu erwarten ist.62

GRENZBEFESTIGUNG BULGARIEN 
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3.4   
… in Polen:  
Humanitäre Notlage statt nationalen NotstandsHumanitäre Notlage statt nationalen Notstands

Im September 2021 errichteten die polnischen Behör-
den als Reaktion auf die versuchten Einreisen Schutz-
suchender über die belarussische Grenze Stachel-
drahtzäune63 entlang großer Teile der Grenze und 
verhängten den Ausnahmezustand.64 Im Zuge dessen 
wurde das Betreten eines zwei Kilometer breiten Strei-
fen vor der Grenze grundsätzlich untersagt und auch 
Journalist*innen und Vertreter*innen der Zivilgesell-
schaft hatten keinen Zugang mehr zu diesem Bereich.65 
Im Juli 2022 wurde der Ausnahmezustand beendet und 
das Aufenthaltsverbot auf einen 200 Metern breiten 
Bereich vor der Grenze beschränkt.66 Dies galt bis 
Ende 2022.

Zwei nationale Regelungen gelten weiterhin, die 
Pushbacks – auch von Familien mit Kindern und un-
begleiteten Minderjährigen – von Polen nach  Belarus 
vermeintlich legalisieren: Einerseits änderte das 
Innen ministerium im August 2021 eine Verordnung, 
die ursprünglich zur Einschränkung des Grenzverkehrs 
während der Covid-Pandemie eingeführt wurde, mit 
dem Ziel, Drittstaatsangehörige nach Belarus zurück-
schieben zu können. Andererseits verabschiedete das 
polnische Parlament im Oktober 2021 ein Gesetz, das 
es den polnischen Behörden erlaubt, einen Antrag auf 

internationalen Schutz nicht zu berücksichtigen und 
betroffene Personen zurückzuschieben, wenn diese 
unmittelbar nach dem irregulären Überschreiten einer 
Außengrenze aufgegriffen werden. Dieses Gesetz 
umfasst alle Schutzsuchenden und somit auch Familien 
mit minderjährigen Kindern. Ein Änderungsantrag, der 
vorsah, diese Gruppe von dem Gesetz auszunehmen, 
wurde vom polnischen Parlament verworfen.67

HUMANITÄRE NOTLAGE IM WALD

Zurückschiebungen von Geflüchteten nach Belarus und 
die zunehmende Militarisierung der polnisch-belarussi-
schen Grenze führen seit 2021 eine humanitäre Not -  
lage herbei. Geflüchtete, die aus Belarus die polnische 
Grenze überqueren, werden beiderseits der Grenze 
mit massiver Gewaltanwendung auf die jeweils andere 
Seite gedrängt.

Um den Pushbacks zu entkommen, sehen sich Ge-
flüchtete gezwungen, sich zum Teil monatelang in den 
Wäldern an der polnisch-belarussischen Grenze aufzu-
halten. Die Situation im Wald birgt zahlreiche Gefah-
ren. Kinder, Jugendliche und Familien müssen extreme 

IN DEN WÄLDERN AN DER POLNISCH-BELARUSSISCHEN GRENZE
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Strapazen ertragen. Im Sommer sind die Geflüchteten 
ohne Zugang zu Trinkwasser extremer Hitze ausgesetzt, 
im Winter fallen die Temperaturen im Wald auf bis zu 
minus 20° Grad Celsius. Es gibt kaum Zugang zu Le-
bensmitteln. Krankheiten, aber auch Wunden, die unter 
anderem im Zuge von Pushbacks zugefügt wurden, 
können kaum behandelt werden. Anfang 2022 begann 
die polnische Regierung damit, den Grenzzaun durch 
eine Mauer zu ersetzen. Bei den Versuchen, diese 
Mauer zu überwinden, ziehen sich Geflüchtete seitdem 
häufig Knochenbrüche oder andere Verletzungen zu.

Bis April 2023 starben mindestens 50 Erwachsene 
beim Versuch, die polnisch-belarussische Grenze zu 
überqueren.68 Mehr als 200 Menschen, darunter auch 
Kinder und Jugendliche, gelten als vermisst.69

MISSHANDLUNGEN UND FAMILIENTRENNUNGEN 

Die Pushbacks von Polen nach Belarus gehen oft mit 
massiver Gewaltanwendung einher. Menschenrechts-
organisationen berichten immer wieder von schweren 
Misshandlungen seitens belarussischer, aber auch 

polnischer Grenzschutzbeamt*innen. Geflüchtete wer-
den geschlagen und ihnen wird Nahrung und Wasser 
vorenthalten.70 BOX

ZAHLEN WERDEN SCHICKSALEN NICHT GERECHT

Da ein Flug bis nach Belarus möglich ist, gilt die Flucht-
route über Belarus im Vergleich zu anderen Flucht-
wegen vielen Geflüchteten trotz aller Gewalt im Grenz-
gebiet zu Polen als vermeintlich sicherer.71 Daher ist 
Eindrücken der terre des hommes-Partnerorganisation 
Egala zufolge der Anteil der Mädchen unter den un-
begleiteten Minderjährigen höher. Eines der Mädchen 
beschreibt die Gründe für ihre Flucht folgendermaßen:

Ich kam aus [Land X], weil mein Bruder und 
mein Vater mich zwangen, einen alten Mann zu hei-
raten, und ich weigerte mich, und sie drohten mir, 
wenn ich nicht akzeptiere, würden sie mich umbringen,  
also bin ich weggelaufen und hierhergekommen. (…) 
Ich will frei sein von meinem Vater und meinem Bruder, 
ich will mein Leben leben und studieren.72

Warschau

Lesznowola

Minsk

BELARUS

UKRAINE

POLEN

Immer wieder kommt es infolge der rechtswidrigen Zurückschiebungen zu Familientrennungen. Im Juli 2023 
wurde eine Mutter mit einem gebrochenen Bein in ein polnisches Krankenhaus gebracht und ohne Kontakt-
möglichkeit von ihrer 17-jährigen Tochter getrennt, deren Handy zerstört worden war. Die Tochter, wie  
ihre Mutter syrische Kurdin, wurde währenddessen nach Belarus zurückgeschoben. Die besorgte Mutter 
befand sich nach der Operation in einem sehr schlechten psychischen Zustand und verweigerte die Nah-
rungsaufnahme. Es gelang ihr mithilfe rechtlichen Beistands jedoch, einen Asylantrag zu stellen. Der Tochter 
wurde trotz des schwierigen Gesundheitszustands ihrer Mutter die Einreise faktisch verweigert*, sie musste 
schließlich nach Syrien zurückkehren. Ihre Mutter wurde in einer polnischen Migrationshafteinrichtung 
inhaftiert.132 

* Der polnische Grenzschutz teilte zwar mit, dass das Mädchen über den Grenzübergang Terespol nach Polen legal einreisen dürfe.  
Dieser war jedoch rund 100 km von ihrem Aufenthaltsort entfernt und somit für sie nicht erreichbar. Außerdem ist bekannt, dass in 
Terespol in der Praxis vielen Asylsuchenden die Einreise verweigert wird.

IN DEN WÄLDERN AN DER POLNISCH-BELARUSSISCHEN GRENZE
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Während die individuellen Schicksale der einzelnen 
Menschen keinerlei Beachtung finden, erfassen die pol-
nischen Behörden die Zahlen erfolgter Zurückschiebun-
gen, als wäre sie legitimes Verwaltungshandeln. Allein 
im Jahr 2022 wurde auf Basis der zuvor beschriebenen 
gesetzlichen Regelung von Oktober 2021 in 2.549 Fällen 
eine sofortige Zurückschiebung angeordnet. Darüber 
hinaus wurden im gleichen Zeitraum 12.144 »Verhinde-
rungen irregulärer Grenzübertritte« registriert, wobei 
diese Zahl auch Personen einschließt, die auf Grund-
lage der im August 2021 geänderten Verordnung nach 
Belarus zurückgeschoben wurden.73

DEUTLICHE VERURTEILUNG – ABER NICHT DURCH 
DIE EU

Sowohl mit dem neuen Gesetz von Oktober 2021 als 
auch mit der im August 2021 geänderten Verordnung 
verstößt Polen gegen seine internationalen Verpflich-
tungen in Hinblick auf den Umgang mit Schutzsuchen-
den.74 Hinsichtlich der Verordnung vom August 2021 
stellten zudem mehrere polnische Gerichte fest, dass 
sie mit nationalem Recht, der Genfer Flüchtlingskon-
vention und der EU-Grundrechtecharta nicht vereinbar 
ist. Auch erklärten polnische Gerichte in mehreren 
Entscheidungen Abschiebungsanordnungen, die auf der 
gesetzlichen Regelung vom Oktober 2021 basierten, 
für rechtswidrig, da sie gegen das Refoulement-Verbot 
verstoßen.75

Was die Rückschiebung von Minderjährigen anbelangt, 
so betonte ein polnisches Gericht darüber hinaus, dass 
den Behörden eine besondere Verpflichtung zukommt, 
sorgfältig zu prüfen, welche Auswirkungen eine Zu-
rückschiebung auf Kinder und Jugendliche hat. In dem 
konkreten Fall, der auf Beschwerde des polnischen 
Menschenrechtskommissars hin geprüft wurde, wurde 
ein Kind einem fremden Erwachsenen »zugeordnet« 
und anschließend nach Belarus zurückgeschoben.76

Vor dem EGMR sind derzeit mindestens elf Verfahren 
zu polnischen Pushbacks anhängig.77 Diese  betreffen 
insgesamt 84 Drittstaatsangehörige, darunter  
16 Minderjährige.78 Weitere Verfahren werden folgen, 
darunter auch der Fall einer irakischen Familie mit zwei 
minderjährigen Kindern. Die Familie hielt sich insge-
samt 21 Tage im Wald an der Grenze auf und wurde 
sieben Mal von den polnischen Behörden nach Belarus 
zurückgeschoben. Im Zuge dessen kam es in Belarus 
zu körperlichen Misshandlungen.79

Von Seiten der Europäischen Union ist bisher kaum 
Kritik an den Zuständen im polnisch-belarussischen 
Grenzgebiet zu vernehmen, und die Europäische 
Kommission hat bisher auch kein Vertragsverletzungs-
verfahren aufgrund der polnischen nationalrechtlichen 
Grundlagen für unionsrechtswidrige Zurückschiebun-
gen eingeleitet. Dies ist insofern unerklärlich, als die 
polnischen Regelungen durchaus mit den in Ungarn 
geschaffenen Regeln vergleichbar sind.

3.5   
Rechtswidrige Zurückschiebungen:  Rechtswidrige Zurückschiebungen:  
Offene Rechtsverletzung und anhaltende PraxisOffene Rechtsverletzung und anhaltende Praxis

In den letzten Jahren ist bei rechtswidrigen Zurück-
schiebungen eine Eskalation auf mehreren Ebenen zu 
beobachten, von der Kinder und Jugendliche, sei es 
im Familienverbund oder unbegleitet, massiv betrof-
fen sind. Die Analyse zeigt, dass sowohl die Zahl der 
von Pushbacks betroffenen Kinder und Jugendlichen 
zugenommen hat als auch das Ausmaß der Gewalt, 
der diese im Rahmen von Pushbacks ausgesetzt sind: 
Körperliche Misshandlungen, Erniedrigungen und 
andere Formen von Gewalt sind eher die Regel als die 
Ausnahme, bis hin zu Todesfällen im Zusammenhang 
mit Pushbacks. Dass Kinder und Jugendliche Zwangs-
maßnahmen noch um ein Vielfaches intensiver als 
Erwachsene erleben, verstärkt traumatisierende Effekte 
zusätzlich.

Darüber hinaus lässt sich eine Tendenz in den unter-
suchten europäischen Außengrenzländern dahingehend 
ausmachen, dass geflüchtete Kinder und Jugendliche 

mittlerweile nicht nur in Grenzregionen, sondern sogar 
weit im Landesinneren Pushbacks befürchten müssen.

In allen untersuchten Ländern wurden Pushbacks und 
die mit diesen einhergehende Gewalt vielfach von einer 
Reihe von NGOs und Journalist*innen dokumentiert. 
Auch nationale und internationale Gerichte haben sich 
wiederholt mit Zurückschiebungen von Geflüchteten 
befasst und diese für rechtswidrig erklärt. Ungeachtet 
dessen halten alle vier untersuchten Staaten weiterhin 
an der systematischen Zurückschiebung von Geflüch-
teten fest und unterscheiden dabei in der Praxis auch 
nicht zwischen Erwachsenen oder Familien mit min-
derjährigen Kindern und unbegleiteten Minderjährigen. 
Die betrachteten Außengrenzstaaten ignorieren somit 
systematisch internationale Vorgaben zum Prinzip der 
Nicht-Zurückweisung sowie die darauf basierende 
Rechtsprechung zum Flüchtlings- und Kinderschutz und 
unterlaufen diese offen.
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In Polen und Ungarn gibt es sogar nationalrechtliche 
Normen, die Pushbacks trotz ihrer Menschenrechts-
widrigkeit zu legitimieren versuchen. Pushbacks wer-
den dort staatlicherseits statistisch erfasst, als wären 
sie normales, legitimes Verwaltungshandeln. In beiden 
Fällen wurden Regelungen mit der Begründung durch 
einen vermeintlichen »Notstand« beziehungsweise 
einen »Krisenzustand« eingeführt. Einige der mit dem 
ausgerufenen Notstand begründeten Einschränkungen 
von Rechten wurden mit der Aufhebung des Ausnah-
mezustands keinesfalls zurückgenommen, sondern 
bleiben beispielsweise in Form der beschriebenen 
nationalen Regelung zu Zurückschiebung in Polen be-
stehen. Dies verdeutlicht, wie gefährlich eine diskursi-
ve Rechtfertigung von Rechtseinschränkungen durch 
»Krisen« oder »Notstände« ist, da sie zur Verfestigung 
von Rechtsverletzungen führen kann.

Die Europäische Union zeigt sich von all dem mindes-
tens unbeeindruckt: Lediglich gegen Ungarn wurde 
ein Vertragsverletzungsverfahren durch die Europäi-

schen Kommission eingeleitet; und obwohl der EuGH 
die entsprechende nationale Gesetzgebung im Zuge 
dessen für europarechtswidrig erklärt hat, hält Ungarn 
an den systematischen Zurückweisungen fest. Gegen 
Griechenland, Bulgarien und Polen wurden nicht einmal 
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. Die Europäi-
sche Kommission hat sich vielmehr wiederholt offen-
siv hinter deren Grenzschutzmaßnahmen gestellt. So 
fördert sie trotz der dokumentierten Pushback-Praxis in 
Bulgarien Projekte zur Grenzkontrolle, anstatt Bulgari-
ens Beitrittskandidatur zum Schengen-Raum zu nutzen, 
um die Einhaltung von Menschen- und Kinderrechten 
konsequent einzufordern. Auch Frontex duldet Push-
backs in Bulgarien zumindest und war in Griechenland 
sogar nachweislich aktiv daran beteiligt.

Es drängt sich in allen vier Kontexten der Eindruck auf, 
dass Akteur*innen der EU das brutale und rechtswidri-
ge Vorgehen der Mitgliedstaaten an den Außengrenzen 
mindestens billigen und in einigen Kontexten sogar 
fördern.

GRENZBEFESTIGUNG BULGARIEN 
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4. Unrechtmäßige Migrationshaft 
bei Kindern und Jugendlichen

I Migrationshaft ist im Folgenden definiert als Freiheitsentzug aus migrationsbedingten Gründen. Diese ist von einer strafrechtlichen Inhaftierung 
zu unterscheiden.

In allen vier untersuchten Außengrenzstaaten der EU 
werden Kinder und Jugendliche in MigrationshaftI 
 genommen. Je nach Kontext erfolgt die Inhaftierung 
gleich bei der Einreise, während des Asylverfahrens 
oder / und im Kontext der Rückführung zur Durchset-
zung einer Abschiebung.

Die Kinderrechtskonvention erlaubt zwar im strafrecht-
lichen Kontext als ultima ratio prinzipiell die Inhaftie-
rung von Minderjährigen (Art. 37 UN-KRK). Migrations-
haft bei Kindern und Jugendlichen verbietet die UN-KRK 
jedoch absolut.80 Sie ist niemals mit dem Kindeswohl 
vereinbar. 81 Der UN- Kinderrechts-Ausschuss hat daher 
alle Unterzeichnerstaaten der UN-KRK explizit dazu 
aufgefordert, umgehend jegliche Abschiebungshaft 
von Kindern zu beenden und Alternativen zur Haft zu 
finden.82 

Die untersuchten Mitgliedstaaten, die Migrationshaft 
bei Kindern und Jugendlichen anwenden, vermeiden 
teilweise den Begriff der Haft. Trotzdem gilt gemäß der 
Rechtsprechung des EuGH: Ein mehrwöchiges Festhal-
ten, beispielsweise in einer Transitzone, hinter Stachel- 
draht, mit Kontrolle von Besuchen, Sicherheitsüber-
wachung und keiner Möglichkeit, die Zone in irgend-
eine Richtung zu verlassen, stellt faktisch Haft dar und 
ist zudem unrechtmäßig.83 In diesem Sinne wird der 
 Begriff der Haft im vorliegenden Bericht verwendet.

Auch die Inhaftierungsbedingungen verletzen zahlrei-
che zentrale Kinderrechte.84 Unter anderem werden 
Bildungsbiografien durch unzureichenden Zugang zu 
Schulbildung unterbrochen und die Möglichkeiten zum 
Spiel eingeschränkt, obwohl diese für eine gesunde 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zentral sind. 
Auch das gebotene Maß an Privatsphäre und die Ge-
nesung nach Misshandlung und Trauma können in den 
örtlichen Begebenheiten nicht gewährleistet werden.85

Selbst eine vermeintlich kurze Dauer der Inhaftierung 
von wenigen Tagen kann zu gravierenden Konse-
quenzen führen: Im kindlichen Zeitempfinden können 
bereits kurze Zeiträume als sehr lang erscheinen.86 
Die schädlichen Effekte von Migrationshaft auf Kinder 
und Jugendliche – auch schon bei kurzer Dauer – sind 
mehrfach und hinreichend belegt.87 Infolge der Inhaf-
tierung leiden sie an Depressionen, posttraumatischen 

Belastungsstörungen, Angstzuständen und Sympto- 
men wie Schlaflosigkeit, Albträumen und Bettnässen.  
Für Kinder und Jugendliche besteht in Folge der Inhaf-
tierung zudem nachgewiesenermaßen ein erhöhtes 
Risiko für Selbstmord, Selbstverletzung und Bindungs-
störungen.88 

Kinder und Jugendliche nehmen Polizeipräsenz und 
Zwangsmaßnahmen zudem wesentlich intensiver wahr 
als Erwachsene. Sie berichten im Kontext von Rück-
führungen von Angstzuständen und Panik sowie dem 
Gefühl, wie Verbrecher*innen behandelt zu werden.89 
terre des hommes hat in der Studie »Kein Ort für 
Kinder« detailliert herausgearbeitet, wie stark das 
 Miterleben von Abschiebungen, das in Abschiebungs-
hafteinrichtungen sicherlich zum Alltag gehört, Kinder 
und Jugendliche belasten kann.90 Dazu kommt die 
ständige Angst, selbst als nächstes dran zu sein.

Eine besondere Bedeutung kommt im Kontext der 
Migrationshaft von Minderjährigen dem Prozess der 
Alterseinschätzung zu. Wenn unbegleitete Kinder und 
Jugendliche nicht als solche erkannt werden, erhöht 
das immens das Risiko, dass sie in Abschiebungshaft 
geraten. Alterseinschätzungen werden immer dann vor-
genommen, wenn die Behörden das angegebene Alter 
einer minderjährigen Person anzweifeln oder wenn, bei-
spielsweise durch terre des hommes-Partnerorganisa-
tionen, eine Überprüfung einer behördlich angenomme-
nen Volljährigkeit beantragt wird. Im Zweifelsfall kann 
sdie Alterseinschätzung somit Voraussetzung dafür 
sein, dass Kinder oder Jugendliche den Schutz erhalten, 
der ihnen zusteht.

Der UN-Kinderrechtsausschuss empfiehlt zur Alters-
einschätzung eine »umfassende Beurteilung der phy  - 
sischen und psychischen Entwicklung des Kindes«, 
welche von Fachpersonen durchgeführt werden muss, 
wobei das Kind selbst anzuhören ist und verschiedene 
Aspekte kindlicher Entwicklung zu berücksichtigen 
sind. Was dabei eindeutig ist: Das Wohl des Kindes 
muss immer das Verfahren leiten. Explizit lehnt der Kin-
derrechtsausschuss jegliche Form von medizinischen 
Methoden ab: Diese seien »ungenau, mit einer großen 
Fehlertoleranz, und können außerdem traumatisch wir-
ken und zu unnötigen rechtlichen Verfahren führen«.91 
Röntgenverfahren ohne medizinische Indikation stellen 
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zudem ein potenzielles Gesundheitsrisiko dar. Ohnehin 
lässt sich das Alter einer Person nur schätzen, keines-
falls bestimmen: Auch medizinische Methoden können 
nur ein Altersspektrum angeben, das um mehrere 

Jahre vom tatsächlichen Alter einer Person abweichen 
kann.92 Im Zweifelsfall muss somit immer von einer 
Minderjährigkeit und somit von einer höheren Schutz-
bedürftigkeit ausgegangen werden.93

4.1.   
… in Ungarn:  
Auch de facto Haft ist HaftAuch de facto Haft ist Haft

Im Jahr 2015 errichtete die ungarische Regierung Grenz-
zäune sowohl an der serbisch-ungarischen als auch an 
der kroatisch-ungarischen Grenze und nahm an den 
serbisch-ungarischen Grenzübergängen Röszke und 
Tompa zwei sogenannte Transitzonen mit einer Kapazi-
tät von 450 beziehungsweise 250 Plätzen in Betrieb.94 
2020 hielt der EuGH in einem Grundsatzurteil fest, dass 
die Unterbringung von Asylsuchenden in den Transit-
zonen als Haft einzustufen ist und Schutzsuchende dort 
zu Unrecht inhaftiert wurden, weil die Inhaftnahme 
den Anforderungen des Unionsrechts nicht genügte.95 
In der Folge musste die ungarische Regierung die 
Transitzonen im Mai 2020 schließen. Da dieser Fall als 
maßgeblich für die aktuelle Praxis der Inhaftierung von 
Kindern und Jugendlichen im Kontext von Migration 
angesehen werden muss, werden im Folgenden kurso-
risch die in der Vergangenheit liegenden Verfahren und 
Aufnahmebedingungen in den Transitzonen geschildert.

Zu Beginn wurden Asylanträge in den Transitzonen 
nicht inhaltlich geprüft, sondern lediglich deren Zuläs-
sigkeit im Rahmen eines Grenzverfahrens. Zudem war 
die maximale Aufenthaltsdauer in den Transitzonen auf 
28 Tage begrenzt. Besonders schutzbedürftige Grup-
pen, also auch Familien mit Kindern und unbegleitete 
Minderjährige, wurden in der Regel unverzüglich in eine 
offene Unterbringungseinrichtung verlegt, da sie vom 
Grenzverfahren ausgenommen waren.96

Im Zuge von Gesetzesänderungen wurde diese Praxis 
jedoch im März 2017 dahingehend verschärft, dass 
nunmehr alle Asylsuchenden (mit Ausnahme von unbe-
gleiteten Minderjährigen unter 14 Jahren) während des 
gesamten Asylverfahrens und ohne zeitliche Begren-
zung in den Transitzonen festgehalten wurden. Zudem 
wurde festgelegt, dass Asylanträge nur noch in den 
Transitzonen gestellt werden können und dort auch die 
Abschiebungshaft vollzogen werden kann.97
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MONATELANGE INHAFTIERUNG IN DEN 
TRANSITZONEN

Im Mai 2020 berichtete die BBC, dass von den knapp 
300 Personen (davon etwa die Hälfte Minderjährige), 
die in den beiden Transitzonen inhaftiert waren, 120 
bereits länger als ein Jahr dort festgehalten wurden.98

Von der serbischen Seite aus konnten die Transitzonen 
durch ein Drehkreuz betreten werden. Der Zugang zu 
den Transitzonen war von Anfang an beschränkt und 
wurde sukzessive weiter reduziert, bis ab Januar 2018 
durchschnittlich nur noch eine Person pro Tag und 
Transitzone eingelassen wurde. Sowohl die Transit-
zonen als Ganzes als auch jeder einzelne Sektor darin 
waren von einem Stacheldrahtzaun umgeben und 
wurden von Polizist*innen und bewaffneten Sicher-
heitskräften bewacht. Die Inhaftierten durften den 
ihnen zugewiesenen Bereich nur mit Genehmigung und 
in Polizeibegleitung verlassen.99 BOX

DE-FACTO-ABSCHAFFUNG DES ZUGANGS ZU 
ASYL

Nach der Schließung der Transitzonen wurde ein neues 
Verfahren eingeführt. Asylanträge können seitdem nur 
noch dann gestellt werden, wenn zuvor in der ungari-
schen Botschaft in Belgrad oder Kiew eine besondere 
einmalige Einreisegenehmigung zur Asylantragstellung 
in Ungarn ausgestellt wurde. Faktisch kommt dies einer 
Abschaffung des Asylrechts gleich: Seit Einführung des 
Botschaftsverfahrens wurde (bis Juni 2023) gerade ein-
mal vier Familien die Einreise nach Ungarn gewährt.100 
Alle anderen Asylsuchenden werden rechtswidrig nach 
Serbien zurückgeschoben.

Zwar wurde mit der Schließung der Transitzonen auch 
die Inhaftierung von geflüchteten Minderjährigen 
beendet. Der Zugang zu einem Asylverfahren in Ungarn 
ist nunmehr jedoch faktisch nahezu ausgeschlossen. 
Auch unbegleitete Minderjährige und Familien mit 
Kindern haben, von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
schlichtweg keine Möglichkeit mehr, in Ungarn einen 
Asylantrag zu stellen.

Einer der beiden Fälle, die dem EuGH-Urteil von 2020 zugrunde lagen und die letztlich zur Schließung der 
Transitzonen in Ungarn führten, erregte auch öffentlich große Aufmerksamkeit: Der alleinerziehende Vater 
Abouzar Soltani aus dem Iran und sein damals zehnjähriger Sohn Armin verbrachten nach ihrer Einreise 
aus Serbien eineinhalb Jahre in der Transitzone in Röszke. Die ungarischen Behörden hatten sich zunächst 
geweigert, ihre Asylanträge zu bearbeiten, da Serbien für sie ein »sicherer Drittstaat« sei, und schließlich 
sogar die Abschiebung in den Iran angeordnet. Im März 2019 wurde Abouzar Soltani drei Tage lang das 
Essen verweigert, beide mussten sich die Portionen von Armin teilen. Erst nach einer Intervention des 
EGMR erhielt auch der Vater wieder Nahrung. Armin verfiel während der Haft in eine tiefe Depression. 
Armin und Abouzar Soltani wurden vom Hungarian Helsinki Committee vor dem EuGH vertreten und kamen 
infolge des Urteils zur Schließung der Transitzonen im Mai 2020 endlich frei.133 Ihr Leben in der Transitzone 
dokumentierten sie mit einer Handykamera.134
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4.2   
… in griechenland:  
Lagerhaft statt SchutzLagerhaft statt Schutz

Das Lagersystem auf den griechischen Ägäis-Inseln 
wurde grundlegend umstrukturiert, nachdem das 
Geflüchtetenlager Moria auf Lesbos im September 2020 
niederbrannte. Dafür stellte die EU 276 Millionen Euro 
zur Verfügung, mit denen auf Samos, Leros und Kos so-
genannte »Closed Controlled Access Centres« (CCACs) 
errichtet wurden. Zwei weitere auf Lesbos und Chios 
geplante CCACs befinden sich zum Zeitpunkt der Erstel-
lung dieses Berichts noch in der Bauphase. CCACs sind 
geschlossene Zentren, in denen verschiedene Bereiche 
für die Registrierung, die Unterbringung während des 
laufenden Asylverfahrens und die Inhaftierung während 
des Abschiebeverfahrens zur Verfügung stehen.101

Das CCAC auf Kos wurde auf dem Gelände des ehema-
ligen Aufnahmezentrums errichtet und im November 
2021 eröffnet. Es verfügt über eine Gesamtkapazität 
von rund 2.000 Plätzen.102 Im Oktober 2023 waren dort  
jedoch knapp 4.000 Personen untergebracht. In Abhän-
gig keit von den Ankunftszahlen werden die  Verfahren 
immer wieder verändert, dies geschieht jedoch willkür - 
lich. Im Folgenden wird daher das grundsätzliche Ver-
fahren im CCAC auf Kos geschildert.

Bei der Ankunft im CCAC werden Kinder und Jugendli-
che wie alle Ankommenden registriert. Nach Abschluss 

der Registrierung verhängt die Leitung des CCAC 
eine fünftägige Beschränkung der Bewegungsfreiheit, 
um weitere Aufnahme- und Identifizierungsverfahren 
durchzuführen. Diese fünftägige Beschränkung der 
Bewegungsfreiheit kann um weitere 20 Tage – in Aus-
nahmefällen auch darüber hinaus – verlängert werden. 
Während dieser Zeit dürfen sich auch Familien mit 
Kindern nur innerhalb des CCAC bewegen. Erst danach 
dürfen Familien mit Kindern den Hauptteil des CCAC, 
in dem sie untergebracht sind, zumindest tagsüber 
verlassen. Wie Equal Rights Beyond Borders berichtet, 
kommt es allerdings immer wieder zu behördlicher 
Willkür: Die Verlassens-Regelungen waren in der 
Vergangenheit erheblich strikter und könnten auch in 
der Zukunft jederzeit und ohne Begründung wieder 
verschärft werden.

INHAFTIERUNG STATT KINDESWOHL

Nach ihrer Erstregistrierung und weiteren Identifizie-
rungsmaßnahmen werden Kinder und Jugendliche mit 
Familie unter haftähnlichen Bedingungen im Hauptteil 
des CCAC untergebracht. Unbegleitete Minderjährige 
kommen hingegen in die »Safe Zone«. Hierbei handelt 
ist sich um einen separaten Bereich innerhalb des 

LAGER AUF DER GRIECHISCHEN INSEL KOS
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CCAC, in dem etwa 100 unbegleitete Minderjährige 
untergebracht werden können. Auch sehr junge Kinder 
werden dort festgehalten. In den Zimmern der »Safe 
Zone« leben jeweils vier unbegleitete Minderjährige auf 
engstem Raum.

Auch wenn der Name anderes suggeriert, ist im Fall 
der »Safe Zone« eindeutig von Haft zu sprechen. Diese 
wird zudem ohne Haftverfahren, also ohne individuelle 
Prüfung der Haftgründe und Verhältnismäßigkeit der 
Haft im Einzelfall sowie ohne individuelle Kindeswohl-
prüfung verhängt, was per se menschenrechtswidrig 
ist. Im Gegensatz zu erwachsenen Asylsuchenden und 
Familien mit Kindern dürfen die unbegleiteten Minder-
jährigen auch während des Asylverfahrens die »Safe 
Zone« und damit das CCAC nur in Ausnahmefällen 
verlassen – etwa dann, wenn sie ein Krankenhaus oder 
einen Arzt aufsuchen müssen, wobei sie grundsätzlich 
von der Polizei begleitet werden. Selbst Anwält*innen, 
die die »Safe Zone« betreten wollen, müssen zunächst 
eine Genehmigung der örtlichen Staatsanwaltschaft 
einholen und für die rechtliche Vertretung der Minder-
jährigen zugelassen werden. Dies ist ein wesentlicher 
Grund dafür, dass es für Kinder und Jugendliche in 
der »Safe Sone« sehr schwierig ist, Zugang zu einem 
Rechtsbeistand zu bekommen.

Sowohl die »Safe Zone«, in der die unbegleiteten Min-
derjährigen untergebracht sind, als auch der Hauptteil, 
in dem Kinder und Jugendliche mit ihren Familien 
leben, ist vollständig von Stacheldraht umgeben und 
wird rund um die Uhr mit Flutlicht ausgeleuchtet. 
Alles ist einsehbar, es gibt keinerlei Rückzugsorte. Die 
andauernde Präsenz von Polizist*innen sowie Einlass- 
und Auslasskontrollen vermitteln den Eindruck eines 
Gefängnisses.

Im gesamten CCAC mangelt es sowohl an Spiel- als 
auch an Bildungsangeboten. Nur wenn Plätze frei sind, 
was selten der Fall ist, können Kinder und Jugendliche 

an einem staatlichen Schulprogramm teilnehmen. 
 Einige nehmen auch am Ersatzunterricht der NGO  
KEDU teil. Die meisten Kinder und Jugendliche haben 
jedoch überhaupt keinen Zugang zu Schulbildung.

In der »Safe Zone« gibt es zwar einen Basketballplatz 
und ein Volleyballnetz, allerdings haben die dort leben-
den unbegleiteten Minderjährigen nur beschränkten 
Zugang zu Bällen, die sie zum Spielen benötigen. In 
dem Teil des CCAC, in dem Kinder und Jugendliche mit 
ihren Familien untergebracht sind, gibt es zwar einen 
Spielplatz. Dieser ist jedoch meist abgeschlossen und 
damit nicht zugänglich.

Hinzu kommt, dass medizinische Versorgung und 
psychologische Betreuung kaum gewährleistet werden. 
Im gesamten CCAC gibt es nur einen ständigen Arzt. 
Psychologische Unterstützung ist nicht verfügbar.  
Es besteht lediglich die Möglichkeit, den für das CCAC 
Leros zuständigen Psychologen hinzuzuziehen: Da aber 
kein psychologisches Screening durchgeführt wird, ist 
eine systematische Versorgung nicht gesichert. Wegen 
der gravierenden Auswirkungen der Inhaftierung auf 
die psychosoziale Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen ist das besonders fatal.

Die Inhaftierung von unbegleiteten Minderjährigen in 
der »Safe Zone« und die haftähnliche Unterbringung 
von Kindern und Jugendlichen mit ihren Familien im 
Hauptteil des CCAC ist bereits als solche kinderrechts-
widrig. Darüber hinaus findet sie unter Bedingungen 
statt, die nicht mit dem Kindeswohl vereinbar sind und 
Kinder und Jugendliche in ihren Rechten verletzt.

SYSTEMISCHE MÄNGEL IM VERFAHREN DER 
ALTERSEINSCHÄTZUNG

Zu Beginn des Aufenthaltes wird das Alter einer asyl-
suchenden Person im Zuge des Registrierungsprozes-
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ses festgehalten. In diesem Prozess kommt es oft vor, 
dass den Angaben von Minderjährigen kein Glauben 
geschenkt wird und sie als »Erwachsene« registriert 
werden. Frontex-Beamt*innen, die vor Ort sind und die  
griechischen Behörden im Registrierungsprozess durch 
ein sogenanntes Pre-Screening unterstützen sollen, 
sind nach Aussage der EU-Agentur angeblich zur Erken- 
nung von Vulnerabilitäten geschult. Dem Grundsatz,  
im Zweifel von einer Minderjährigkeit auszugehen, 
befolgen sie jedoch in der Regel nicht.

Viele der Kinder und Jugendlichen, die als »Erwachse-
ne« inhaftiert werden, sind auf den ersten Blick als 
minderjährig zu erkennen. Das bestätigte die griechi-
sche Polizei auf Nachfrage im Sommer 2022 auch 
gegenüber Equal Rights Beyond Borders. Als Polizei  
sei sie jedoch nicht für Alterseinschätzungen zuständig 
und würde dementsprechend nicht tätig.

Das Verfahren der Alterseinschätzung im CCAC umfasst 
eine Untersuchung von Merkmalen, die mit bloßem 
Auge ersichtlich sind (sogenannte makroskopische 
Merkmale), eine psychosoziale Beurteilung und eine 
medizinische Untersuchung. Es kommt vor, dass 
Röntgenaufnahmen des Handgelenks oder zahnärzt-
liche  Untersuchungen durchgeführt werden, obgleich 
diese wie in der Einleitung des Kapitels erläutert 
kinderrechts widrig und medizinisch fragwürdig sind. 

Die zuständige Abteilung für medizinische und psycho-
soziale Fragen des »Reception and Identification 
Service« führt die Alterseinschätzungen auch nicht 
immer gemäß den gesetzlichen Bestimmungen durch. 
So vertrat die NGO Equal Rights Beyond Borders 
einen Minderjährigen, der den Behörden Kopien seiner 
altersbestätigenden Dokumente vorlegte. Dennoch 
wurde er einem Altersbestimmungsverfahren unterzo-
gen, bei dem ein Arzt seine Genitalien »beurteilte« und 
ihn anschließend für volljährig erklärte. Die Anwendung 
derartiger Methoden steht unter anderem den Emp-
fehlungen des Europäischen Unterstützungsbüros für 

Asylfragen (EASO) entgegen: Das Verfahren ist »höchst 
intrusiv«, insbesondere für Kinder und Jugendliche, 
die möglicherweise Missbrauch erleben mussten.103 
In keiner Weise ist diese Methode mit dem Kindeswohl  
vereinbar und somit auch nicht  kinderrechtskonform. BOX

FALSCHE ALTERSEINSCHÄTZUNG FÜHRT ZUR 
INHAFTIERUNG IM KONTEXT DER RÜCKFÜHRUNG 

Während Familien mit minderjährigen Kindern und 
unbegleitete Minderjährige grundsätzlich von der Inhaf-
tierung im Kontext der Rückführung, der Abschiebungs-
haft, ausgenommen sind, die auf Kos im »Pre-Removal 
Detention Center« (PRDC) erfolgt, kommt es aber 
immer wieder vor, dass unbegleitete Minderjährige 
fälschlicherweise als »Erwachsene« registriert werden 
und in der Folge monatelang zusammen mit Erwachse-
nen im PRDC inhaftiert werden.

Da eine Inhaftierung von Kindern und  Jugendlichen 
im PRDC eigentlich nicht vorgesehen ist, sind 
Akteur*innen der Kinder- und Jugendhilfe dort nicht 
präsent und die betroffenen Minderjährigen sind 
mit den gleichen Haftbedingungen wie Erwachsene 
konfrontiert. Sie können dann – wie Erwachsene – bis 
zu sechs Monate lang im PRDC festgehalten werden, 
welches sie auch tagsüber nicht verlassen dürfen. 
Nach griechischem Recht könnten sie als vermeintlich 
erwachsene abgelehnte Asylbewerber sogar bis zu 
18 Monaten inhaftiert werden, wovon jedoch in der 
Praxis – zumindest derzeit – auf Kos kein Gebrauch 
mehr gemacht wird.

Selbst wenn während der Abschiebungshaft im PRDC 
Zweifel an der Volljährigkeit aufkommen, wird die 
Inhaftierung erst mit dem Ende der entsprechenden 
Prüfung beendet, was einige Zeit in Anspruch nehmen 
kann. Der Grundsatz »Im Zweifel für die Minderjährig-
keit« hat somit augenscheinlich für die griechischen 
Behörden keinen Wert.

Falsche Alterseinschätzungen haben auch jenseits einer möglichen Inhaftierung drastische negative Konse-
quenzen für betroffene Kinder und Jugendliche: Unter anderem ist eine Familienzusammenführung gemäß 
der Dublin-III-Verordnung* kaum möglich, wenn Kinder und Jugendliche nicht als minderjährig erkannt 
werden. Ihr Recht auf das Zusammensein mit ihren Familien wird in diesen Fällen verletzt. Die Folgen einer 
Trennung sind für Kinder und Jugendliche gravierend. Sie kann sich nachweislich negativ auf die kognitive 
Entwicklung, den Bildungserfolg und die mentale Gesundheit von Kindern und Jugendlichen auswirken.135 
Viele Kinder und Jugendliche machen sich nach einer nicht erfolgten Familienzusammenführung zudem aus 
Verzweiflung allein auf die gefährliche Reise durch Europa, um ihre Familie wiederzusehen. Eine Weiterreise 
auf eigene Faust innerhalb Europas birgt für Minderjährige ein erhöhtes Risiko, Opfer von Kinderhandel, 
Ausbeutung und Misshandlung zu werden.136 

* Die sogenannte Dublin-III-Verordnung legt Regelungen zur Bestimmung des Mitgliedstaates fest, der für die Durchführung eines 
Asylverfahrens zuständig ist. 
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4.3   
… in BUlgarien:  
Nationalrechtliche Legitimierung von rechtswidriger Inhaftierung Nationalrechtliche Legitimierung von rechtswidriger Inhaftierung 

Nach einem Besuch hielt der UN-Unterausschuss zur 
Verhütung von Folter zur Situation von Kindern und 
Jugendlichen in Bulgarien Ende 2021 fest:

Wir sind besonders besorgt über die inhaftier-
ten minderjährigen Migranten. Einige von ihnen sind 
ohne Begleitung ihrer Eltern, sie sind die am meisten 
gefährdete Gruppe und leben unter sehr schwierigen 
Bedingungen.104

In Bulgarien gibt es drei Formen der Migrationshaft, 
von denen zwei auch auf Kinder und Jugendliche ange-
wendet werden. Sowohl begleitete als auch unbeglei-
tete Kinder und Jugendliche werden auf nationalrechtli-
cher Grundlage bis zur Registrierung ihres Asylantrags 
inhaftiert. Zudem können begleitete Kinder und 

Jugendliche nach der Ablehnung eines Asylantrags bis 
zu drei Monate in Abschiebungshaft genommen wer-
den. Die dritte Form der Migrationshaft, eine zeitlich 
nicht befristete Inhaftierung während des laufenden 
Asylverfahrens, die bei erwachsenen Schutzsuchenden 
gelegentlich verhängt wird, wird nach Erkenntnissen 
des Center for Legal Aid – Voice Bulgaria bei Kindern 
und Jugendlichen nicht angewandt. 

MINDERJÄHRIGE SOWOHL IM KONTEXT DER 
REGISTRIERUNG ALS AUCH DER RÜCKFÜHRUNG 
INHAFTIERT

Die Inhaftierung bis zur Registrierung des Asylantrags 
dient offiziell der Klärung der Identität und einer Sicher-

LAGER IN LYUBIMETS, BULGARIEN
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heitsüberprüfung. Laut bulgarischem Gesetz kann sie 
für bis zu 30 Tage angeordnet werden.105 Der entspre-
chende Artikel des bulgarischen Asylgesetzes sieht kei-
ne Ausnahmeregelungen für Familien mit Kindern und 
unbegleitete Minderjährige vor. Diese können ebenso 
wie alleinstehende Erwachsene inhaftiert werden. In 
der Praxis greifen die bulgarischen Behörden für die 
Inhaftierung vor der Registrierung des Asylantrags 
meist jedoch gar nicht auf den entsprechenden Artikel 
des bulgarischen Asylgesetzes zurück, sondern ordnen 
schlichtweg reguläre Abschiebungshaft an. Im Jahr 
2022 wurde in über 16.000 Fällen eine Inhaftierung an-
geordnet, wobei es durchschnittlich sechs Tage bis zur 
Registrierung des Asylantrags und der daran anschlie-
ßenden Verlegung in ein offenes Lager der Asylbehörde 
dauerte.106 Selbst wenn dieser Zeitraum nicht lang 
erscheint: Für die betroffenen Kinder und Jugendlichen 
kann diese Zeit extrem belastend sein. 

Laut den bulgarischen Regelungen zur Abschiebungs-
haft können Kinder und Jugendliche im Familienverbund 
nach der Ablehnung ihres Asylantrags und gegebenen-
falls erfolgloser Einlegung von Rechtsmitteln für bis zu 
drei Monate inhaftiert werden. Dies verletzt eindeutig 
und ohne Ausnahme die Kinderrechtskonvention und 
hat für Kinder und Jugendliche zudem erhebliche Aus-
wirkungen, wie bereits im Einleitungskapitel dargestellt 
wurde.

ÜBER 1.500 KINDER UND JUGENDLICHE IN HAFT

Im Jahr 2022 wurden etwa 1.500 geflüchtete Kinder und 
Jugendliche in Bulgarien im Kontext der Registrierung 
oder der Rückführung inhaftiert, unter denen das bulga-
rische Helsinki Komitee 870 unbegleitete Minderjährige 
identifizierte.107 Bei einer Inhaftierung auf Grundlage 
der Regelungen zur Abschiebungshaft werden unbe-
gleitete Minderjährige oft Erwachsenen »zugeordnet«, 
mit denen sie zwar zusammen aufgegriffen wurden, die 
jedoch weder ihre Eltern noch Vormund*innen sind.

Zudem werden auch in Bulgarien viele  unbegleitete 
minderjährige Geflüchtete fälschlicherweise als voll-
jährig identifiziert und infolgedessen inhaftiert. Das 
bulgarische Recht schreibt keine bestimmte Methode  
zur Alterseinschätzung vor. In der Regel wird das Hand-
gelenk geröntgt, da fälschlicherweise davon ausgegan-
gen wird, dass diese Methode genauere Ergebnisse  
liefere als eine psychosoziale Untersuchung. Das obers-
te Verwaltungsgericht in Bulgarien hat die Ergebnisse 
der Röntgenmethode für nicht bindend erklärt und 
darauf hingewiesen, dass im Zweifel zugunsten der 
Betroffenen zu entscheiden ist.108

Für unbegleitete Minderjährige bedeutet diese Ein-
engung auf das Röntgenverfahren, dass häufiger falsche 
oder mindestens unzureichende Alterseinschätzungen 
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Durch falsche Alterseinschätzungen werden unbegleitete Minderjährige in Bulgarien immer wieder rechts-
widrig inhaftiert. So im Fall von Faisal S., der 2019 als Fünfzehnjähriger aus Afghanistan nach Bulgarien kam, 
und dessen Asylantrag abgelehnt wurde. Trotz des expliziten Verbots der Inhaftierung von unbegleiteten 
Minderjährigen wurde Faisal drei Monate in einer Hafteinrichtung inhaftiert in einer Hafteinrichtung, in der 
er sich mit sechs Erwachsenen ein Zimmer teilte. Nur aufgrund einer Intervention des Center for Legal Aid 
kam er wieder frei.
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erfolgen, und dass sie vermeidbaren gesundheitlichen 
Risiken ausgesetzt werden. OX

KINDERRECHTSWIDRIGE 
INHAFTIERUNGSBEDINGUNGEN

Während der Inhaftierung sowohl im Kontext der Re-
gistrierung als auch der Rückführung werden sämtliche 
Geflüchtete in Bulgarien in zwei Hafteinrichtungen für 
ausländische Staatsangehörige untergebracht, von 
denen sich eine an der Grenze zur Türkei und Griechen-
land (Lyubimets) und die andere in der Nähe von Sofia 
(Busmantsi) befindet. Die Hafteinrichtung in Busmantsi 
hat eine Kapazität von 400 Plätzen, in Lyubimets stehen 
660 Plätze zur Verfügung. 

Die hygienischen Verhältnisse in beiden Einrichtungen 
sind problematisch, insbesondere, wenn die Haftein-
richtungen überbelegt sind. Die Sanitäranlagen in den 
Bereichen für Familien mit Kindern sind oft baufällig, 
schmutzig und häufig überschwemmt. Das Essen ist 
von schlechter Qualität und es gibt keine spezielle Kost 
für Kinder oder Schwangere. Ärzt*innen oder Pflege-
kräfte sind nicht dauerhaft anwesend und geeignete 

Medikamente oft nicht verfügbar. Auch die Verstän-
digung mit dem medizinischen Personal gestaltet sich 
aufgrund der Sprachbarriere oftmals schwierig.109

Sowohl in der Hafteinrichtung in Busmantsi als auch 
in Lyubimets werden jeweils acht bis zehn Geflüchte-
te in einem Raum untergebracht. Es kommt vor, dass 
sogar noch mehr Personen in einem Raum schlafen 
müssen. Zwischen 22:00 Uhr abends und 7:00 Uhr 
morgens werden die Räume verschlossen. Familien mit 
minderjährigen Kindern werden in separaten Zimmern 
beziehungsweise in speziellen Bereichen untergebracht. 
Unbegleitete Minderjährige, die aufgrund fehlerhafter 
Alterseinschätzung fälschlicherweise als »Erwachsene« 
geführt werden, werden zusammen mit alleinstehenden 
Erwachsenen untergebracht. 

Kindgerechte Betreuungs-, Freizeit- oder Bildungsange-
bote gibt es in den Hafteinrichtungen nicht. Bereits seit 
drei Jahren gibt es keine sozialarbeiterische  Betreuung 
mehr. Dazu kommt, dass sich selbst Familien mit 
Kindern nur eine Stunde am Tag auf dem Hof aufhalten 
dürfen. Die restliche Zeit über dürfen sie die Etage ihrer 
Zimmer nicht verlassen.

4.4   
… in Polen:  
Ausweitung von Migrationshaft im Namen der Instrumentalisierung Ausweitung von Migrationshaft im Namen der Instrumentalisierung 

Nahezu alle Geflüchteten, denen es gelingt, über Bela-
rus nach Polen einzureisen, werden – sofern sie nicht 
umgehend zurückgeschoben werden – zunächst inhaf-
tiert. Üblicherweise geschieht dabei Folgendes: Nach 
einem Aufgriff beantragen die Grenzschutzbeamt*innen 
bei einem Gericht die Inhaftierung, welches diese 
in der Regel anordnet. Alternativen zur Inhaftierung 
werden nur selten beantragt oder tatsächlich geprüft, 
obgleich dies menschen-, aber auch europarechtlich 
dringend geboten wäre. Geflüchtete werden in die 
»Guarded Centers for Foreigners« inhaftiert. Sowohl 
Erwachsene als auch Familien mit Kindern und unbe-
gleitete minderjährige Geflüchtete verbringen dort oft 
viele Monate.110

In rechtlicher Hinsicht handelt es sich dabei entweder 
um Abschiebungs- oder Asylhaft, die beide in »Guarded  
Centers for Foreigners« vollzogen werden. Erstere  
kann seit April 2023 für 18 Monate verhängt werden, 
letztere für maximal sechs Monate. Da sich in der Pra-
xis beide Haftformen überschneiden können, beträgt 
die maximale Haftdauer in den »Guarded Centers for 
Foreigners« zwei Jahre. Kinder und Jugendliche in Fami-

lien sind dabei in gleicher Weise betroffen wie allein-
stehende Erwachsene – für sie gibt es keine Ausnahme.

INHAFTIERUNG VON UNBEGLEITETEN 
MINDERJÄHRIGEN

Auch unbegleitete Minderjährige werden inhaftiert. 
 Gemäß den nationalen gesetzlichen Bestimmungen 
dürfen unbegleitete Minderjährige zwar nicht in Asyl-
haft genommen werden, allerdings während eines 
laufenden Abschiebungsverfahrens sehr wohl inhaftiert 
werden, sofern sie älter als 15 Jahre alt sind.111 Diese 
willkürlich festgesetzte Altersgrenze widerspricht ein-
deutig den Vorgaben der UN-KRK, die alle Kinder und 
Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr gleichermaßen vor 
Migrationshaft schützt.

Auch in der Asylhaft finden sich trotz des national-
rechtlichen Verbots unbegleitete Minderjährige. Denn 
auch in Polen ist das Verfahren zur Alterseinschätzung 
lückenhaft: Meist wird nur das Handgelenk geröntgt, 
obwohl der »Nationale Präventionsmechanismus« 
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empfohlen hat, eine umfassendere Untersuchung einzu-
führen, die etwa auch psychologische Faktoren be-
rücksichtigt und im Zweifel zugunsten der Betroffenen 
zu entscheiden.112 Medizinische Methoden sind, wie in 
der Kapiteleinleitung erläutert, unzuverlässig, ethisch 
fragwürdig und kinderrechtswidrig.

Neben einer falschen Alterseinschätzung, in deren 
Folge Kinder und Jugendliche als »Erwachsene« inhaf-
tiert werden, kann auch die willkürliche Zuordnung zu 
vermeintlichen »Begleitpersonen« zur Inhaftierung von 
unbegleiteten Minderjährigen führen. Da in Polen die 
Inhaftierung von Kindern und Jugendlichen mit Familien 
nationalrechtlich erlaubt ist, bietet dies eine weitere 
Grundlage für Kinderrechtsverstöße. Außerdem werden 
immer wieder unbegleitete Minderjährige in Haftzent-
ren untergebracht, wenn keine ausreichende Anzahl an 
Unterbringungsplätzen in der Kinder- und Jugendhilfe 
zur Verfügung steht.

MIGRATIONSHAFT IST NIEMALS KINDGERECHT

Mit dem Anstieg der irregulären Grenzübertritte von 
Belarus nach Polen im Jahr 2021 ging ein massiver 
Ausbau der Haftkapazitäten in Polen einher: Gab es bis 
dahin nur sechs »Guarded Centers for Foreigners«, so 
stieg deren Zahl in der Folge auf neun – mit einer zwi-
schenzeitlichen Gesamtkapazität von rund 2.300 Plät-
zen, was einer Vervierfachung entspricht. Inzwischen 
gibt es noch knapp über 1.000 Plätze.113 2023 wurde 
zudem im Haftzentrum in Lesznowola ein zusätzlicher 
Bereich für die Inhaftierung von Familien eröffnet.114

Im Jahr 2020 wurden in Polen insgesamt 101 geflüchtete 
Kinder und Jugendliche – begleitet und unbegleitet – in 
den »Guarded Centers for Foreigners« inhaftiert, im 
Jahr 2021 waren es bereits 567. Im folgenden Jahr stieg 
die Zahl der inhaftierten Kinder und Jugendlichen sogar 

noch weiter an: Allein im Zeitraum zwischen Januar 
und Ende Juli 2022 wurden 575 Kinder und Jugendliche 
inhaftiert, bei insgesamt 2.771 inhaftierten Geflüchteten 
im selben Zeitraum.115

Trotz einzelner kindspezifischer Angebote in den 
 Migrationshaftzentren handelt es sich um Inhaftierung, 
es gibt hohe Mauern und Stacheldraht. Der Zugang 
zu medizinischer und psychologischer Behandlung 
in den »Guarded Centers for Foreigners« ist unzurei-
chend. Häufig sind dort nicht genügend Ärzt*innen 
und Psycholog*innen beschäftigt und der Zugang für 
NGOs, die auf psychologische Betreuung spezialisiert 
sind, wird behindert. Die angestellten Psycholog*innen 
können aufgrund der Sprachbarriere oft nicht mit den 
Inhaftierten kommunizieren.116

Seit 2021 waren alle »Guarded Centers for Foreigners«, 
auch die Hafteinrichtungen für Familien und unbeglei-
tete Minderjährige, zudem häufig überbelegt. Im August 
2021 trat eine Verordnung in Kraft, die es vorüberge-
hend erlaubte, den vorgesehenen Mindestplatz pro 
Schutzsuchenden von vier auf zwei Quadratmeter zu 
reduzieren.117 Rückzugsorte oder sonstige Formen 
von Privatsphäre sind auf so engem Raum nicht mal 
annähernd realisierbar, obgleich sie für die kindliche 
Entwicklung immens wichtig sind.

Obwohl zahlreiche Fälle bekannt sind, in denen beglei-
tete oder unbegleitete Minderjährige viele Monate oder 
sogar mehr als ein Jahr in Migrationshaft waren, haben 
die Kinder und Jugendlichen in den Hafteinrichtungen 
keinen ausreichenden Zugang zu Bildung. Zwar werden 
in den »Guarded Centers for Foreigners« einige päda-
gogische Aktivitäten organisiert, diese sind jedoch weit 
vom normalen Umfang des obligatorischen Lehrplans 
entfernt und können somit Regelangebote keineswegs 
adäquat ersetzen.118
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Minsk

BELARUS

UKRAINE

POLEN
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Der UN-Sonderberichterstatter für die Menschenrechte 
von Migrant*innen, Felipe González Morales, forderte 
nach einem Besuch in Polen die sofortige Entlassung 
aller unbegleiteten Minderjährigen, Kinder und Jugend-
lichen mit ihren Familien, schwangeren Frauen und 
Personen mit psychischen Erkrankungen aus der Haft 
und eine Unterbringung in angemessenen, offenen 
Betreuungs- und Aufnahmeeinrichtungen.119 Auch der 
polnische Kommissar für Menschenrechte Marcin 
Wiącek kritisierte, dass Haftbedingungen jeglicher Art 
für Kinder und Jugendliche ungeeignet sind und sich 
die Inhaftierung negativ auf ihre Entwicklung und ihren 
psychischen Zustand auswirkt.120 Aus kinderrechtlicher 
Sicht lässt sich dies nur bestätigen. Vor diesem Hinter-
grund ist auch der Versuch der polnischen Behörden, 
die Haftzentren bis zu einem gewissen Grad an die 
Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen anzupassen, 
als versuchte Beschönigung untragbarer Kinderrechts-
verletzungen zu werten.

URTEILE ZIEHEN KEINE KONSEQUENZEN  
NACH SICH

In mindestens fünf Fällen wurde Polen in den letzten 
Jahren vom EGMR verurteilt, weil Familien mit Kindern 
ohne angemessene Prüfung von Alternativen zur Haft 

beziehungsweise Berücksichtigung des Kindeswohls 
in Abschiebungshaft genommen wurden.121 In einem 
weiteren Fall, der die fast einjährige Inhaftierung eines 
begleiteten Minderjährigen betraf, dessen psychischer  
Zustand sich während der Inhaftierung stark ver-
schlechterte, einigten sich die Kläger außergericht-
lich.122 Weitere Entscheidungen in Fällen, welche die 
Inhaftierung von Kindern und Jugendlichen in Polen 
betreffen, stehen noch aus.123 BOX

RÜCKENDECKUNG STATT ABMAHNUNG  
DURCH DIE EU

Von Seiten der EU wurde Polen im Zuge der gestiege-
nen Einreisezahlen von Geflüchteten aus Belarus nicht 
für die Inhaftierung der Betroffenen abgemahnt. Viel-
mehr bot die Europäische Kommission Polen Rücken-
deckung und formulierte einen Katalog von sogenann-
ten Notfallmaßnahmen, die im Zuge der vermeintlichen 
»Instrumentalisierung« von Schutzsuchenden durch 
Belarus Polen, Litauen und Lettland die Möglichkeit 
zur Abweichung von regulären europäischen Asylver-
fahrens- und Aufnahmestandards geben sollten. Diese 
Maßnahmen schlossen auch großflächig verlängerte 
Grenzverfahren – unter (de facto) Haft oder haftähn-
lichen Bedingungen – ein.124 Anstatt die Absenkung 

IN DEN WÄLDERN AN DER POLNISCH-BELARUSSISCHEN GRENZE
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von Schutzstandards und die Inhaftierung von Minder-
jährigen im Zuge der veränderten Ankunftszahlen aus 
Belarus anzumahnen, übernahm die EU somit das von 
Polen im Zuge der Ankünfte aus Belarus vorangetrie-
bene Motiv der »Instrumentalisierung« in die eigene 
Logik. Im Rahmen der Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems droht diese sogar geltendes 
EU-Recht zu werden: Die Notfallmaßnahmen boten die 
Blaupause für eine europäischen Verordnung, die im 
Dezember 2021 als sogenannte Instrumentalisierungs-
Verordnung vorgestellt wurde.125 Auch wenn diese im 

Dezember 2022 zunächst im Rat der EU abgelehnt 
wurde, so wurde das Konzept von Instrumentalisierung 
doch als Teil der sogenannten Krisenverordnung im 
Rahmen der Verhandlungen zur Reform des Gemein-
samen Europäischen Asylsystems 2023 wieder auf den 
Verhandlungstisch gebracht.126 Dass dabei nicht die 
vermeintlich instrumentalisierenden Mitgliedstaa ten von 
den Maßnahmen getroffen werden, sondern vielmehr 
vermeintliche geopolitische Konflikte auf dem Rücken 
Schutzsuchender ausgetragen werden, wird dabei völlig 
außer Acht gelassen.

4.5  
Unrechtmäßige Inhaftierung:  Unrechtmäßige Inhaftierung:  
Haft statt KindeswohlHaft statt Kindeswohl

Wie die Analyse zeigt, ist die systematische Inhaftie-
rung geflüchteter Kinder und Jugendlicher zum festen 
Bestandteil der Grenzregime an den Außengrenzen der 
Europäischen Union geworden. Die Inhaftierung von 
Kindern und Jugendlichen ist aktuell gängige Praxis in  
drei der vier untersuchten Kontexte: in Bulgarien, Polen  
und Griechenland. Das einzige untersuchte Land, das  
Kinder und Jugendliche nicht mehr inhaftiert, ist  Ungarn. 
Dort hat die Praxis systematischer Pushbacks, die den 
Zugang zu Asyl fast vollständig aufhebt, die Praxis der 
Inhaftierung ersetzt.

Sowohl in Griechenland als auch in Bulgarien und Polen 
werden geflüchtete Familien mit Kindern und unbeglei-
tete Minderjährige bis zur Registrierung beziehungswei-
se Asylantragstellung inhaftiert. In Polen werden Kinder 
und Jugendliche im Familienverbund auch in Asylhaft 
genommen. Im Kontext der Rückführung, verbieten we- 
der Polen noch Bulgarien Abschiebungshaft bei  Familien 
mit Kindern. In Polen können sogar unbegleitete Minder - 
jährige über 15 Jahren ganz legal in Abschiebungshaft 
genommen werden.

In Griechenland, Bulgarien und Polen finden sich unbe-
gleitete Minderjährige zum Teil trotz nationalrechtlicher 
Verbote in Haft. Ursache dafür sind vor allem einerseits 
häufig die falsche Registrierung des Alters beziehungs-

weise fehlerhafte Alterseinschätzungen. Andererseits 
werden sowohl in Polen als auch in Bulgarien immer 
wieder unbegleitete Minderjährige alleinreisenden 
Erwachsenen »zugeordnet«. Als vermeintliche »Fami-
lie« werden sie dann mit den Erwachsenen zusammen 
inhaftiert, was gemäß nationalrechtlicher Grundlage in 
Bulgarien und Polen in bestimmten Zusammenhängen 
legal ist.

Weder bei der Zuordnung zu fremden Erwachsenen 
noch bei der fehlerhaften Festlegung einer vermeint-
lichen Volljährigkeit handelt es sich um Einzelfälle. 
Vielmehr scheint dieses Vorgehen System zu haben:  
Es entbindet die jeweiligen Behörden der Mitglied-
staaten von den aus der staatlichen Schutzpflicht 
gegenüber unbegleiteten Minderjährigen entstehenden 
Einschränkungen bei Migrationshaft.

In Griechenland werden unbegleitete  Minderjährige 
sogar gezielt während des Asylverfahrens unter tat-
sächlichen Haftumständen festgehalten. Auch wenn 
die griechische Regierung lieber von einer »Safe Zone« 
als von Haft spricht und auch keine Haftanordnungen 
ergehen – was eine Inhaftierung bereits per se rechts-
widrig macht –, sprechen die tatsächlichen Umstände 
doch eine eindeutige Sprache. Der Vorwand, dass 
das Verbot, den Bereich zu verlassen, dem Schutz der 

Ein besonders drastischer Fall liegt einer Entschädigungsklage vor einem polnischen Bezirksgericht zu-
grunde, die durch Stowarzyszenie Interwencji Prawnej unterstützt wurde: Eine afghanische Familie mit 
drei Kindern wurde für 97 Tage in zwei verschiedenen Hafteinrichtungen festgehalten, nachdem sie bereits 
mehrfach von Pushbacks betroffen waren, im Zuge derer sie nach Belarus zurückgeschoben wurden. Die 
Haft retraumatisierte die Familie und weckte Erinnerungen an die Verfolgung durch die Taliban im Heimat-
land. Die Mutter erlitt in der Haft eine Fehlgeburt. Angemessene medizinische Versorgung wurde ihr sowohl 
während der Schwangerschaft als auch nach dem Verlust des Kindes verwehrt.137
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Kinder und Jugendlichen diene, ist kinderrechtlich nicht 
haltbar. Genauso wenig wie die bis zu einem EGMR-
Urteil von 2019127 in Griechenland praktizierte soge-
nannte Schutzhaft von unbegleiteten Minderjährigen 
sind von der Außenwelt abgeschnittene »Safe Zones« 
ein angemessener Ersatz dafür, dass Staaten ihren 
Verpflich tungen zur angemessenen Betreuung von 
Minderjährigen außerhalb der Familie nachkommen. 
Kindern und Jugendlichen, die keinen Schutz durch die 
eigene Familie erfahren können, werden so systema-
tisch Rechte verweigert, die ihnen in ihrer besonders 
verletzlichen Situation zustehen. Das Scheinargument, 
dass Inhaftierung Kinderhandel verhindern solle, kann 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass es zur Vermeidung 
von Kinderhandel vielmehr die intensive Begleitung 
von Minderjährigen durch Kinderschutzbehörden und 
Vormund*innen ab Tag eins im Verfahren sowie ange-
messene Qualifizierungen für die relevanten Grenz- und 
Asylbehörden braucht.

Unabhängig davon, ob die Inhaftierung wenige Tage 
oder mehrere Monate dauert: Vor dem Hintergrund 
des kindlichen Zeitempfindens ist jede Inhaftierung 
von geflüchteten Kindern und Jugendlichen – egal, 
ob sie begleitet oder unbegleitet sind – zu lang. Sie 
stellt immer rechtswidrigen Freiheitsentzug im Sinne 
der Kinderrechtskonvention dar und ist nie mit dem 
 Kindeswohl zu vereinbaren. Daran ändern auch anders-
lautende nationalrechtliche Vorgaben in Polen und 
Bulgarien nichts.

Auch die konkreten Bedingungen in den Hafteinrich-
tungen und geschlossenen Unterbringungsformen 
verletzen in allen analysierten Ländern Rechte von 
Kindern und Jugendlichen hinsichtlich ihrer Unterbrin-
gung und ihres Soziallebens. Zugang zu Schulbildung ist 
nicht oder nur in unzureichender Form vorhanden, die 
medizinische Versorgung ist ungenügend, es gibt keine 
Privatsphäre und Spiel- oder Freizeitangebote existie-
ren kaum. Auch kindesschutzkonforme Unterbringung 
ist meist nicht gegeben: bauliche Begebenheiten, wie 
beispielsweise Gemeinschaftsbäder und geteilte Zim-
mer mit fremden Erwachsenen, sorgen dafür, dass sich 
Kinder und Jugendliche nicht sicher fühlen.

Von Seiten der Europäischen Kommission werden 
diese gravierenden Kinderrechtsverletzungen gemein-
hin nicht öffentlich kritisiert. Ganz im Gegenteil: Die 
Closed Controlled Access Centers auf Kos werden 
vollständig durch die EU finanziert. Polens Rechtsver-
stöße wurden durch die Kommission nicht abgemahnt, 
sondern mit den Notfallmaßnahmen von 2021 vielmehr 
auf eine rechtliche Grundlage gestellt, die im Rahmen 
des Reformprozess des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems ausgeweitet werden soll. Statt die Ein-
haltung von Kinderrechten einzufordern, nimmt die 
EU die Aushebelung von kinderrechtlichen Garantien 
mutwillig in Kauf.
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5. Fazit: Rechtsverletzungen an den 
Außengrenzen und die europäische 
Verantwortung

Die Partnerorganisationen von terre des hommes in Bulgarien, 
Polen, Ungarn und Griechenland unterstützen in ihrer täglichen 
Praxis geflüchtete Kinder, Jugendliche und Familien dabei, bei 
Ankunft in der EU ihre Rechte durchzusetzen und ein faires 
Asylverfahren zu erhalten. Ihre Berichte zeigen: Pushbacks und 
Migrationshaft bei Kindern und Jugendlichen an den Außen-
grenzen der EU haben System. Sie geschehen nicht zufällig 
und müssen ebenso systematisch und nachhaltig geächtet 
und sanktioniert werden. Menschenrechte und der Schutz von 
Menschen, die vor Gewalt und Verfolgung aus ihren Heimat-
ländern fliehen, müssen europäischer Konsens sein, den es zu 
verteidigen gilt.

Dieser Bericht dokumentiert, dass Kinder und Jugendliche auf 
der Flucht in allen untersuchten Außengrenzkontexten der 
EU – Ungarn, Griechenland, Bulgarien und Polen – regelmä-
ßig und meist unter massiver Gewalt und Erniedrigung durch 
staatliche Behörden rechtswidrig zurückgeschoben werden. 
An den See- und den Landgrenzen, aber auch im Landesin-
neren lassen sich zahlreiche Fälle von Pushbacks belegen, in 
denen Kinder und Jugendliche von ihren Familien getrennt, 
geschlagen und erniedrigt werden und sogar zu Tode kommen. 
Geflüchtete Kinder und Jugendliche werden in Polen, Bulgarien 
und Griechenland zudem systematisch aufgrund ihres Aufent-
haltsstatus inhaftiert, obgleich die Kinderrechtskonvention 
dies klar verbietet. Dabei machen diese Mitgliedstaaten in der 
Praxis auch nicht vor unbegleiteten Minderjährigen Halt, denen 
aufgrund ihrer besonderen Vulnerabilität nach der UN-KRK 
eigentlich zusätzlicher staatlicher Schutz zusteht. Dazu kommt, 
dass die Bedingungen in den Einrichtungen, in denen Kinder 
und Jugendliche im Familienverbund oder allein festgehalten 
werden, weitere ihrer Rechte verletzen.

Während die einzelnen Mitgliedstaaten unzweifelhaft die 
Hauptverantwortung für diese Rechtsverstöße tragen, scheinen 
auch die EU-Institutionen willens, die Menschen- und Kinder-
rechte Schutzsuchender zugunsten sinkender europäischer 
Asylantragszahlen und einer gemeinschaftlich europäischen 
Abschottungspolitik aufzugeben. Europäische Maßnahmen ge-
gen Pushbacks, allen voran die der Europäischen Kommission, 
sind bislang bestenfalls verhalten geblieben. Im Fall Ungarns   
ignorierte die ungarische Regierung das Urteil des EuGH in Folge 
eines Vertragsverletzungsverfahrens schlichtweg. In anderen 
Fällen leitete die Europäische Kommission erst gar keine ver-
gleichbaren Verfahren ein und lässt somit die Außengrenzlän-
der gewähren. Darüber hinaus soll die EU-Grenzschutzagentur 
Frontex trotz eindeutiger Belege, dass diese in der Vergangen-

heit an griechischen Pushbacks beteiligt war und bulgarische 
Pushbacks zumindest duldete, in Zukunft weitreichendere 
Befugnisse als bisher bei Grenzmanagement und Rückführun-
gen sowie zum Einsatz im Mittelmeer erhalten.128 Im Fall Bulga-
riens wird deutlich, dass die EU ihre Einflussmöglichkeiten im 
Rahmen des Beitrittsverfahrens zum Schengenraum nicht zur 
konsequenten Einforderung der Menschen- und insbesondere 
Kinderrechte nutzt. Stattdessen werden Außengrenzländer 
rhetorisch und durch die Finanzierung von Pilotprojekten 
ange halten, Migrationsabwehr im Namen der europäischen 
Gemeinschaft zu betreiben – auch wenn diese auf kinderrechts-
widriger Praxis beruht. 

Auch hinsichtlich Migrationshaft bei Kindern und Jugendlichen 
ist bislang der große europäische Aufschrei ausgeblieben.  
Auf Kos bestehen diese Missstände trotz der Präsenz von 
Frontex im CCAC fort und werden weder als strukturelle Prob-
leme erkannt noch nachhaltig behoben. Vielmehr werden aus 
EU-Geldern Einrichtungen wie die CCACs finanziert, in denen 
Kinder und Jugendliche kinderrechtswidrig inhaftiert werden. 
Die Entscheidungen nationaler wie europäischer Gerichte 
führten bislang selten zu einer Änderung der Inhaftierungs-
praxis. Die Schließung der Transitzonen in Ungarn infolge des 
Grundsatzurteils des EuGHs zeigt jedoch, dass ein Einwirken 
von EU-Institutionen durchaus Wirkung entfalten kann. Zu allen 
anderen Fällen von Inhaftierung von Kindern und Jugendlichen 
hat sich der EuGH allerdings bisher nicht geäußert, obgleich 
diese auch hinter europa- und menschenrechtlichen Maßgaben 
zurückbleiben. Das konsequente Vorgehen gegen jede Auswei-
tung menschenrechtswidriger Praxis durch die Mitgliedstaaten 
ist dringend erforderlich, um zu verhindern, dass einschlägige 
menschenrechtliche Garantien wie das Refoulement-Verbot 
und das Recht auf Asyl vollständig ausgehöhlt werden.

Vor dem Hintergrund der in diesem Bericht beschriebenen 
Rechtsverletzungen begleitet terre des hommes auch die aktu-
elle Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems mit 
großer Sorge: Die Reform in aktueller Ausgestaltung hat das 
Potential, die im Bericht beschriebenen Missstände zusätzlich 
zu verschärfen, anstatt sie zu beheben.129 Statt den europä-
ischen Rechtsrahmen zu verschieben und somit bestehende 
Missstände zu legitimieren, muss der dringende kinderrecht-
liche Handlungsbedarf, der bereits heute besteht, erkannt  
und angegangen werden. Dazu braucht es dringend eine Asyl- 
und Migrationspolitik, die sich an den Rechten und dem Wohl 
von Kindern, Jugendlichen und allen Geflüchteten orientiert 
und ihre Bedürfnisse und ihren Schutz ins Zentrum stellt.
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Für eine kinderrechtskonforme 
Asyl- und Migrationspolitik

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse des vorliegenden Berichts fordert terre des hommes:

Zugang zu Asyl statt rechtswidriger Zurückschiebung:Zugang zu Asyl statt rechtswidriger Zurückschiebung:

Kinder und Jugendliche haben das Recht, in der EU  
Schutz zu suchen. Um ihr Recht sicherzustellen, 
braucht es einen unabhängigen, umfassenden euro - 
päischen Monitoring-Mechanismus, der auch die 
»grünen Grenzen«, an denen Pushbacks in der 

 Regel passieren, umfasst. Nur so kann auf lange 
Sicht die Praxis der Pushbacks beendet werden. 
terre des hommes setzt sich daher für einen um-
fassenden und unabhängigen Monitoring-Mechanis-
mus ein.

Kindeswohl statt Lagerhaft: Kindeswohl statt Lagerhaft: 

Inhaftierung von Kindern und Jugendlichen im 
Migrationskontext verstößt immer gegen die UN-
Kinderrechtskonvention. Sie müssen kindgerecht 
untergebracht werden – das kann niemals hinter 
Stacheldraht geschehen, auch nicht an der Grenze. 

terre des hommes setzt sich für eine Beendigung 
von Migrationshaft bei Kindern und Jugendlichen 
ein und steht dem Konzept einer fiktiven Einreise-
verweigerung entschieden entgegen.

Faire Asylverfahren statt beschleunigter Grenzverfahren: Faire Asylverfahren statt beschleunigter Grenzverfahren: 

Kinder und Jugendliche müssen in Asylverfahren in 
einer kinderfreundlichen und sicheren Umgebung 
ihre Fluchtgründe vortragen können – egal wer sie 
sind und woher sie kommen. Dabei brauchen sie 
Unterstützung von im Umgang mit  Minderjährigen 
geschulten Fachkräften. Dies kann unter den 
Bedingungen von Grenzverfahren nicht geschehen. 

terre des hommes setzt sich gegen jegliche Form 
von Grenzverfahren bei Kindern und Jugendlichen 
ein. Auch eine Auslagerung der Verantwortung für  
Schutzprüfungen auf vermeintlich sichere Dritt-
staaten lehnt terre des hommes ab: Kinder und 
Jugendlichen müssen weiterhin effektiven Zugang 
zu inhaltlichen Schutzprüfungen in der EU erhalten. 

Angemessene Verfahrensgarantien statt Verfahrensstandards »light«: Angemessene Verfahrensgarantien statt Verfahrensstandards »light«: 

Ohne angemessenen Rechtschutz und andere kin-
derrechtliche Verfahrensgarantien können die Rech-
te von Kindern und Jugendlichen nicht geschützt 
und damit ihr Wohl nicht gewährleistet werden. ter-
re des hommes setzt sich für Rechtsschutz für Min-
derjährige in allen Verfahrensschritten ein. Zudem 

braucht es Vormundschaft und Rechtsbeistand von 
Anfang an sowie die Berücksichtigung des Prinzips 
»im Zweifel für die Minderjährigkeit.« Medizinische 
Methoden zur Alterseinschätzung lehnen wir ab – 
sie sind kinderrechtswidrig und unzuverlässig.

Kinderrechte statt Instrumentalisierungs-Logik: Kinderrechte statt Instrumentalisierungs-Logik: 

Vermeintliche Krisen oder Instrumentalisierungs-
Vorfälle dürfen nicht dafür genutzt werden, dass 
einzelnen Mitgliedstaaten zusätzliche menschen-
rechtswidrige Abweichungen von den Asylverfah-

rensstandards einleiten – insbesondere für Kinder 
und Jugendliche. terre des hommes lehnt jegliche 
Notstandsgesetzgebung, sowohl europäisch als 
auch nationalstaatlich durch die Mitgliedstaaten ab.
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Beteiligte Organisationen

Der vorliegende Bericht stützt sich auf die Praxiserfah-
rung von Menschenrechtsorganisationen in unter-
schiedlichen EU-Mitgliedstaaten. Sofern nicht anders 
gekennzeichnet, stammen die Informationen zur Praxis 
in einem bestimmten Staat von der dort ansässigen 
beitragenden Organisation.

CENTER FOR LEGAL AID – VOICE IN BULGARIA, 
BULGARIEN

Das Center for Legal Aid – Voice in Bulgaria ist eine 
 Organisation für Rechtshilfe, die sich für die Achtung 
der Menschenwürde im Migrationskontext einsetzt. 
Zu diesem Ziel leistet die Organisation betroffenen 
Menschen Rechtsbeistand und betreibt Advocacy-
Arbeit zur strukturellen Verbesserung der Lebens-
bedingungen von Migrant*innen, Asylsuchenden und 
Geflüchteten. Das Center for Legal Aid – Voice Bulgaria 
und terre des hommes Deutschland kooperieren erst-
malig im Rahmen dieses Berichts.

EQUAL RIGHTS BEYOND BORDERS, 
GRIECHENLAND

Equal Rights Beyond Borders ist eine deutsch-griechi-
sche NGO, die sich für die Rechte von Geflüchteten 
und Asylsuchenden in Griechenland, Deutschland und 
der gesamten EU einsetzt. Equal Rights konzentriert 
sich auf Einzelfallarbeit und strategische Prozessfüh-
rung vor nationalen und europäischen Gerichten und 
kämpft gegen unwürdige Lebensbedingungen, un-
recht mäßige Inhaftierung und illegale Abschiebungen. 
Equal Rights setzt sich für die Familienzusammenfüh-
rung mit rechtlichen Mitteln ein und sensibilisiert für 
die Situation an den EU-Außengrenzen. Equal Rights ist 
seit 2022 Partnerorganisation von terre des hommes 
Deutschland.

HUNGARIAN HELSINKI COMMITTEE, UNGARN

Das Hungarian Helsinki Committee (HHC) ist eine 
gemeinnützige Menschenrechtsorganisation, die sich 
mit rechtlicher Beratung und Intervention, Recherche 
und Monitoring sowie Advocacy- und Capacity-Buil-
ding-Aktivitäten sowie in der solidarischen Arbeit mit 
Betroffenen selbst für die Rechte von Geflüchteten, 

von Inhaftierten und Opfern von Polizeigewalt sowie  
für den Schutz der Rechtsstaatlichkeit einsetzt. Für 
seine Arbeit wurde das HHC bereits mit zahlreichen 
Preisen ausgezeichnet und war unter anderem 2021 
für den Friedensnobelpreis nominiert. Das HHC ist 
seit 2022 Partnerorganisation von terre des hommes 
Deutschland.

STOWARZYSZENIE INTERWENCJI PRAWNEJ & 
STOWARZYSZENIE EGALA, POLEN 

Die Menschenrechtsorganisation Stowarzyszenie Inter-
wencji Prawnej (SIP, Association for Legal Intervention) 
fördert mit juristischen Interventionen die Einhaltung 
der Menschenrechte im Kontext Migration. SIP bietet 
kostenlose rechtliche Unterstützung für Migrant*innen 
und Geflüchtete in Polen an und vertritt diese vor 
polnischen Gerichten und dem EGMR. Neben der 
rechtlichen Vertretung engagiert sich SIP mit Mitteln 
der strategischen Prozessführung und der politischen 
Arbeit für die Einhaltung der Menschenrechte von 
Migrant*innen und Geflüchteten.

Die Organisation Stowarzyszenie Egala gründete sich 
2021 aus einer Gruppe von Menschen, die solidarisch 
Hilfe für Menschen auf der Flucht an der polnisch-
belarussischen Grenze leisteten. Egala leistet direkte 
medizinische und humanitäre Unterstützung für Men-
schen auf der Flucht in den polnischen Wäldern und 
den Hafteinrichtungen. Als Teil des Bündnisses Grupa 
Granica weist Egala zudem in Berichten und sozialen 
Medien auf die massiven Menschenrechtsverletzungen 
hin. SIP & Egala sind beide seit 2022 Partnerorganisa-
tionen von terre des hommes Deutschland. 
 

Zusammengeführt wurden die Erkenntnisse im Auf-
trag der Kinderrechtsorganisation terre des hommes 
Deutschland. Gemeinsam mit Partnerorganisationen 
in 45 Ländern weltweit leistet terre des hommes 
einen Beitrag zur Verwirklichung der Rechte aus der 
UN-Kinderrechtskonvention und einer nachhaltigen 
Verbesserung der Lebensbedingungen von Kindern  
und Jugendlichen. Im Regionalprogramm Deutschland 
und Europa setzt sich terre des hommes insbesondere  
für die Rechte und gesellschaftliche Gleichstellung 
geflüchteter und migrierter Kinder und Jugendlicher ein.
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